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VORWORT

it dieser Dokumentation will dic Soeztaldemolivaliselic Parfel
Deutschlands cinen Uberblick diber div Ennwicklumng threr bilefiongn-
politischen Vorstellungen seit der Verdffentlicinorg der Bitdaonus-
politischen T.eitsdtze im. Jahre 1564 geben, Auf der Dasis der Bo-
dungspolitischen Leitsdtze und der Parteitagsheschlitsse zur Bildimngs-
politik vor Karlsruhe 196+, Dortmund 1966 und Mivnberg 1963 soord
dic pam Vorstand der SPD wvor kurzem sur Dishussion gestellren
Entwiirfe ,Modell fir ein demokratisches Bildunpgsiweesen” el
,Voargchlige zur Hejorm der Hochschulen™ erarbeitet waorden.

Die Zusarmmenschen der programmaliscien AunBerungen reigt, dut
—— obwsohl munche Vorsehldge nnd manche Begriffe tn den Evlefi-
rungen zur Bildungspolitik im Loufe der Jahre durchh prokisehe
Erfalrungen und neuve wissenschaftliche Erlenntnisse iberholt sind
__ die Sozialdemokratische Portei Deutschlands stdndig hemiht war.
die im Godesherger Grundsatzprogramm formulierten Grundforde-
rungen -m Bereich des Bildungs- und Ertiehungsiresens i Y-
sieren.

HANS-JURGEN WISCHNEWSKI JOHANNES RAU
Bundesgeschiftsfiihrer der Vorgitzender des Bildungs-
Sazialdemokratischen Partet politischen Ausschugses
Deutschlands beim Vorstand der SPD
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Bildungspolitische Leitsaltze

(Beschipssen von Parieivarsiand, Parteiral nnd BKontrollkommissien
am 2. onft 1064 in Berlin, hostitigh vem Parieitag im November

{964 in Raclsruhe)

Bildungspolitik in unserer Zeit

irziehung und Bildung sind in der zweden Hdifte wiseres JulirTrain-
derts zur Schicksalsfroge hir die Selbatbehauptuig des Menscien
geworden, Der grofe Rilckstand im Frzichungs- wred Drlitimgsieesen
hat die Veranlwortlichen irn Politik, Wirischaft ung Wissenschaf!
alarmiert. Eine gewaltive Aufgahe wartet auf thre Losung.

Dir Sozialdempkratiscle Partei Deutschionds sichi in der Bidungs-
politik die wichtigste Gemeinschaftsaufgube oiseres Vielkes, LD
Geundwerte des demokratischen Sezinlistnus Freifneit — Gereching-
keit — Solidaritét hostimmen onch fir dic Bildungspolitic das
Wollen der deutschen Sozinldemokratie.

Preifzeit ist dic CGrundbedingung aller Bildung des Menschen, der
nut i einem reick gegliederten gesellscha)lichen und lnlenrellen
Lebew seine Persdnlichkeit eatfalfen kann,

Gerechitokeit verlangt, allen Menschen die ihren Antagen ol
Fihigkeiten entsprechende Bildungschance zu erdffnei.

Solidar *dt heweist sich in der Iflfe der Gemeinschaft fir die frewe
Entwicklung eires jeden und izt Bedingung fiir die Bewahrung ter
Freireit aller,

Rrziehing tibermitieli der nuchwachsenden Generation die Normen
und Formen des gesellscheftiichen Lebens und ist zugleich dnrauf
Bedackt, iiherkommene Vorstellungen mit dem sozialen Wandel in
Einfclang zu bringen.

Jeder Mensch kat ein Recht euf Erzichung. Den evsten entscheiden-
den Beitrag dazi leistet die Familie, Evziching 156 aber rich? mahr
Aufgabe der Familie allein. Firchen und gesellschaftliche Krifte
haben den Frzichungsprozef weserilich mitgetragen, der seil dev
Rinfiithrung des allgemeinen Schulwesens im 15, Jahrhundert zu-
nehmend institutionalisiert wurde. Heute hiingt dus saziale and wirt-
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schaftliche Schicksel des cinzeluen und dev ;
vichung und Ausbildung ab. et Gemeinscheft von Br-

Unser Erzichungsziel ist der mundige Birger, der sein eigenes
Leben_ sei_!‘hsthnwuﬁt fihrt und sich in mithiirgerlicher Femmgwﬂr
tung im offentlichen Leben bewdhrt. Nur er sichers cuf die D ,
Bestand und Lebendigheit unserer Demeokratie. -

Bildungspolitik ist die grofie Anstre
T ZROURY BNsares i
fiir eine menschenwiirdige Gesellschaft. g Gemeiniwesens
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Die Schule

Die Schule erginzt dic Erziehung in der Familie und wirkt nchen
den Erzichungseinfliissen der Oiffentlichkeit und gesellschaftlicher
Gruppen. Obwohl sie kein Erziehungsmonapol beans ruchen kann,
nimmt sie eine Sonderstellung ein: Sie ist eine Binrichiung fiir alle
Kinder des Volkes, in der das Gemeinwesen unabhiingig von Grup-
penzugehrigkeit und sozialer Steliung der Eltern dem Czleichheits-
gehot im Bereich der Erziehung nachkommt.

Die Einardnung der Schule in das Bildungswesen einer freiheitlichen
Ciesellschaft verlangt, daf Schulpolitik prundsétzlich offen ist. Sic
darf weder einem biirokratischen Verwsaltungsapparat (iberlassen
bleiben nach zum Kampiplatz von Sonderanspriichen einzelner Gragp-

pen werden,

Farmen und Inhalte der Erzichung und Bilduag in der Schule sind
hestimmt durch den Auftrag des Gemeinwesens und die Anspruche
der in ihm sufeinander bezogenen Gruppen und gnsellschaftlichen
Krafte. {Ther die Erfitllung dieser oft gegensttzlichen Anspriiche st
in unserem Volke zum Schaden der Jugend viel gestritten worden.
L#sungen, dic allen Beteilipten zumutbar sein sollen, setzen voraus,
dall die Gebote der Fretheit und der Gleichheit beachiet und <in
verniinftiger Ausgleich zwischen allen Beteiligten gesucht wird.
Dabei sind die in der Bundesrepublik geltenden Verfassungsbestim-

mungen maBgehend.

Die Schule soil grundsatzlich o6ffentlich scin, das Schulwesen vor-
nehmlich von den dazu beaufiragten Organen des Gemeinwesens
und mii dessen Mitteln aufgebaut und unierhalten werden. Die
Unterstiitzung der durch das Grundgesetz geschiitzten Privatschulen
ist der Sorpge fiir das Gffenlliche Schulwesen nachgeordnet und
entbindet Staat und Gemeinde nichl davon, eine §ifentliche Schule
=1 unterhalten. Privatschulen, die als Modellschulen gelten kinnen,
sollen hesonders untersiiitzt werden.

Die Erziehungspfiicht ist den Eliern aufgegeben aus der persdnlichen
Verantwortung als Vater und Mutter, als Biirgern ihres Staates
und als Gliedern ihrer kirchlichenh oder weltanschaulichen Gemein-
schaft. Die Schulpolitik hat diesen Aspekten des Erziehungsauitraiges
zi§ entsprechen.

In unserem Volke sitgd die Vorstellungen der Eliern Uber die Art
und Weige, wie die Schule zur Erziehung beitragen soll, unterschied-
lJich. Viele Eltern sind der Uberzeugung, dab in der Erzichung dic
mitbiirgerliche Gemeinsamkeit wescntlicher Bezugspunkt ist und thr
daher bei der Formulierung des Bildungszieles und in der Organl-
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satinn_sfnrm der Schule der Voarrang gebiihrt; andere wollen die
Gemeinsamkeit im Glauben zur GGrundlage der Erziehung und der
ochulorganisation machen.

Der demokratische Sozialismus bejaht den Pluralismus der gesell-
schaftlicher Kriifte. Die Haltung der SPD wird dabei durch die
grundlegende Einsicht thres Godesberger Programms bestimmt, dal
das Lehen des Menschen, seine ‘Wiirde und sein Geowissen dem jStaat
vargegeben sind. Die Schulpolitik mufl die Viclfall der Uberzeugun-
gen achten und nach Wegen suchen, das Gemeinsame in unserer
weltanschaulich geteilien Gesellschalt zy wahren.

Unsere staatliche Ordnung griindet sich guf Werte, zu deren An-
Elskennung die Verfassung alle Biirger verpilichtet, Die Schule soll
die Jug_e::;d auf diese Werte hin erziehen und dabei das Vverbindende
der religisen und sittlichen Grundauffassungen unserer Kultur in
de:n Vordergrind stellen, Sie wird der Gleichgiiltigheit entgegen-
wirken, indem sie die Schiiler anhdlt, lelzte Bindungen ernsi zu
nehmen. Dem erzieherischen Wirken der Religions- und Weltan-
schauungsgemeinschaften ist entsprechend Raum zu geben,

Das Schulwesen kann seinen vielfilticen Auf ¥
s g ufgaben nur geniigcn,

die Erziehung im Geiste der Verfassung geschiehi;

die fachliche Leistungsfihigkeit der Schulen M ;
neten Schulbetriebes ist; . afistab cines geord-

keine der vom Staat zugelasrenen Schularten diskrimini j

’ ) . : 5 iskriminiert wird:
Schule_rmmder_hﬂten nicht unterdriiwckt oder in ihrem Recht auf eine
voll leistungsfihige Schule meschmilers werden;

die Erzichung nicht zur Absonderung oder zur Unduldsamkeit, son-

d«*rm ZUIn _foensein fiihrt, das dem Andersdenkenden in seiner
Menschenwiirde gerecht wird;

dic Gewissensfreileit der Lehrer geachiet wiry:

die Befugnisse des Staates zu Schulgéselzgeh o
nicht angetastet werden. geselzgebung und Schulaufsicht

Aus staatspolitischen und péddagogischen Griinden tritt die Suzial;

demokratische Partet fiir die Gemeinsch ' ;
_ _ _ afisschule ein, weil sie das .
dEirlel:m:.; der reichen Vicifalt gesellschaftlicher Krifte vermittelt und
e Erziehung zur rechisstaatlichen, freiheitlichen und sozialen De- -

~ mokratie am besten gewihrleisten kann.,

' Ei& Sazi?;lde?mkratiﬂahe Partei respektiert die Entscheidung ﬁer
Itern, die einer durch ihren Glauben oder ihre Weltanschauung

10
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besonders bestimmten Erziehung den Varrang geben. Uer fddera-
tive Aufbau der Bundesrepublik zrlaubt praktische Lésungen, die
den unterschiedlichen Entwicklungen in den ecinzelnen Bundes-

lindern Rechnung tragen,

Gameinschafis-, Konfessions- und Weltanschauungsschulen miusscn
den genannten Anforderungen eings geordneten Schulbetriebes ent-

sprechen.

Die Sozialdemokraten vertrauen darauf, daB cs gelingen wird, alle

Eltern von der Vorzugswiirdigkeit einer Iiir alle Kim:l_m:"gemﬁin-
samen Schule zu iiberzeugen, in welcher der dem religiGszn “EE—
kenntnis der Kinder entsprechende Religionsunterricht gewahr-

jeistet ist,

Reformn des ochulwesens

Frziehung und Unterricht haben die Aufgabe, junge Menschen die
Wirklichkeit in ihren bestimmenden Grundlagen und gesc:hidﬂ]iche_n
Quelien, in ihrer Mannigfaltigkeit wie in ihrer Widerspriichlichkeit
erkennen und erleben zu lassen Nur so kénnen sie den Heraus-
forderungen der Wirklichkeit verantwortlich begegnen.

Die rasch wechseinden Anforderungen verlangen, das allgemeinc
Bildungsniveau anzuheben und die Jugend zu befihigen, 1hr i.eben

-lang hinzuzulernel:.

Dic Bundesrepublik ist hinter der Entwicklung des Bildungswesens
in viclen Industrienationen erheblich zuriickgehlieben. Um auch in
diesemn Bereich die europiische Integration zu ermégiichen, raull das
deutsche Schulwesen umsichitig und entschlossen weiterentwickelt
werden. In Schulversuchen sind neue Entwicklungsmethoden zu er-
proben; Erfahrungsausteusch und wissenschaftliche Kon.rolle sind

zu verstirken,

Tiir ein Schulwesen, das.den einzelnen bis zum Hbchsimal seiner
Leistungsfihigkeit foérdert und damit gerschte Chancen fiir aile
schafft gilt: -

1. Das Scahulsystem wird von der ibeckommenen vex_-tikalen (lie-
derung in einen horizontalen Siufenaufbau tibergefiihrt, der den

Alters- und Entwicklungsstufen der Schiiler entspricht.

" In der C‘rrtt;mdstufe vwerden die Ki;ﬂ:ler nicht in einem Alter getrennt,

in dem nur in Einzelfillen besondere Befdhigungen erkanat werden
kéntien. Individuelle Forderung und angemessene Dilfs n;qzierupg
werden den leistungsstirkeren wie den leistungsschwdsiiren Kin-
darn gleichermaBen gerecht, Nach der Verc¢inbarui.i .er euro-
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pdischen Erziehungsminister ist spiitestans vom zehnten Lebensjahr

an fiir alle Schiiler eine lebende Fremdsprache zu lehren.

In Lindern mit vierjihriger Grundschule ist die Einfi '
. , n infiihrung einer
Forderstufe im fiinften und sechsten achuljahr ein Schriﬂtt ZUT

(zrundstufo,

In der Mit?elshffe werden alle Schitler neben einem gemeinsamen
Kernunterricht in Eursen nech ithrer unterschiedlichen Befihigung

gefdrdert. Wer in der Bewsahrung an lebensnahen pralks -
gabezi un_d durch das ,Bapgreifen® tiber den anschiuliﬁ]f;ﬂ:ri&n
Berelxm hmal_tsge!angt, soll durch diese Ditferenzierung eine gleich-
wertige Ifiﬁghc_hkeit der Fntwicklung erhalten wie die friihzeitig zur
Abstra_ktmn Fihigen. Dia AbschluBklassen der Mittelstufe haben
auch die Aulgabe einer Berufsorientierung.

Kein Jugendlicher verliBt die Vollzeitschule vor A |
ten Pilichtschuljahres, prepluf des zchn-

Schritte zu diesem Ziel sind:

Verbesserte Ubergangsméglichkeiten zwischen der heutigen Voiks-

achuloberstufe, der Mittel-(Real-)Schuie :
Gymnasiums. Real-)Schuie und der Mittelstufe des

Zu i i ] ]
hﬁfmmenlegung dieser Schularten zu einer organizatorischen Ein-

Auf die Mi T , . |
Bemfslsemng;.ttEIEme folgen nebeneinander die Studienstufe und die

In der Studienstufe sind neben einem fiir alle Schi I

: ' g chiiler ohligato-
nsﬁchﬁn Kernunterr{cht Schwerpunktbildungen im Hursuntelrgr?dit
mog] ch, Aufh ten]mmv:h:a Disziplinen, Wirtschafts- und Sozialkunde
musische .Facher, Politik und Ceschichte kénnen solche Echwerr:

g;]i?lﬁtte zu diesern Zie] sind:
ulversuche mit gymnasialen Oberstufen muysi g0z
_ usischer, -
fiichgr, technischer und wirtschefilicher Richtung: weiteiflglcﬁ?gn
er Autbaustufe, die an das achte oder zehnte Schuljehr anschlielen
uad zur Hoehschulreife fithren. | !

In der Berufsstufe érfd]ét die berufliche Bildung. |

Ein geordneter beruflicher Bildun, i
_ ngsweg Ithrt
von Berufsabschliissen bis zur Hn{:hschulgrei't‘e: m “iner Stufenfn{g :

N

Berufaufbauschulen vermitteln .ié ervveiterte allgemeine und sine

vﬂﬁ&ﬂe...faﬂ]thmreﬁsdm Bildimg. Sie erschlieBen den. Zugang zu g
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+ kunftigen Gesellschaft.,

Fachalkademien und sind besonders in ihren auf cine abgeschlessene
Lehre suibanenden Vollzeitformen zu iSrdern:

Berufsaufbauschulen werden 1n allen Zweigen des beru.:ichen
Schulwesens, inshesondere auch in lindlichen Gebieten und bel Be-
darf als Heimschulen errichiet. Sie betonen das Gemeinsame aller
Fachrichtungen und streben keine enge Spezialisierung an.

Fachakademien [Ingenieurschulen -- Hoéhere Fachschulen) bilden
mittlere Fithrungskrifte auf den Gebicten der Technik und Wirk-
schaft, der Gestaltung, der Verwaltung sowie des Gesundheits- und
Sozislwesens herar und vermitteln den Zugang zu Umiversitiien

und Hochschulen.

Die Fachakadernien miissen ihre fachliche Enge iiberwinden uﬁnd
elner vertiefien allgemeinen Bildung griofere Aufmerksamlkeit wid-

men.

Ihre AbzchluBpritfungern sollen die Fakultitsreife einschlielen und
Erginzungspriiffungen zuumm Erwerb der allgemeinen Hochschulreife

vorsehen.

Insiitute zur Erlangung der Hochachulreife (Kollegs) fihren Dbe-
fahigte junge Menschen, die thre herufliche Ausbildung ehgeschlos-
sen und in der Bervisauibauschule oder auf andere Weise eine
erweiterte aligemeine Bildung erworben haben, zur Hochschulreife.
Die Kollegs sind innerhalb des beruflichen Bildungsweges als selb-
stindige, keiner anderen Schulform angeschlossene Einrichtungen

11 ftihren.

Thre Didaktik und ihr Arbeitsstil miissen der Berufs- und Lebens-
erfahrung und der geistigen Reife ikirer Studierenden entsprechen,
Ihr padagogischer und sozialer Auftrag wverlangt den standigen
Kontakt von Lehrenden und Lernenden auch {iber die eigentliche
Unterrichtsarbeit hinaus. Eigene Wohnheime mit Wohnungen fiir

B Tutoren sind unerléBlich. |
,-%iv so gegliederter Stufenaufbau des Schulwesens mit Einschnitten

um das zwolfte und um das sechzehnte Lebensjahr hat gegeniiber
der gegenwirtigen Schulsiruktur in den meisten Bundeslindern
cine Reihe von Vorziigen, die auch die anderen europiischen

.+ Lénder zu thr~y Schulreformen gefithrt haben:

.Das durch diﬁ' :IEinfﬁhrung der zehnjdhrigen Vollschulzeit erzielte
htéhere Bildungsniveau in ‘Grund- und Mittelstufe sowie die groiere
Reife der Jugendlichen -eéntsprechen den héheren Anspriichen der

13
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Nach dEI‘I_l :-:el_mten Vollachuljahr werden mehr Jugendliche fihig
und.berem sein, durch Besuch der Studienstufe oder der Autbau-
einrichtungen der Berufssiufe, die Hochschulreife zu erlanger.

2. Das Leistunsvermigen der Schule entspricht nur dann den héhe-
ren Anforderungen der Zukunft, wenn auch ihre Organisation sowle

ihre personelle und sachliche Ausstattung die Vorau 1
sRetz
sgeordneten Schulbetriebes® erfitllen: HrBen eines

IHe Schularganisation muB fiir 2lle Schiller zureichende Wahlmag-
F?‘ﬂ“ﬁtiﬂ V‘:‘iﬁﬂhm. um jedem Jugendlichen die seiner Leistungs-
dnlgkell und seinen Interessen entsprechende Fa 3

zu Réinnen. prechende Forderung gewshren

Die Grifle der leinenden Grup i i

lerne pe kann je nach dem Unterrichts-
gegenstand v&r_:.andl_ert werden. Die Zahl der Schiiler je Klasse ist
Z11 senklm_, _::usatz]mhe Stunden fiir Klassenteilungen, Fdrderkurse
und ireiwilligen Unterricht sind hereltzustellen.

Das Sonderschulwesen ist so auszubauen und zu diff i
as So : Z erenzieren, dafl
alle knrperyc!} oder geistig behinderten Kinder geférdert werden
::111{'11-‘:1 glﬂé-; E‘ayl%enﬂ}mter ihnen auch ein gehobener Schulabschluf
i wird, e notvrendige individ i
Por Tootiering Hibme g viduelle Betrenung darf nicht

In lindlichen Gebieten sind vollausgehaute Ivﬁi:tei
lindl £ unktschul '
weiterfiithrenden Aufbaustufen sowie zenirale Sunﬂerﬂulmzlin;uf

- richten. Im Bedarfsfall sind eigene “Transportmitiel einzusetzen.

Fahrkasten fir den Besuch von Pflichtschul v i
Mi ﬁ?]ﬂ bereitzustallen. _: en sind aus dffentlichen

Der - Unterricht darf die Mithilfe des Elternh '

"TicH) , ! auses ni -
Betzen, BE-]. Kindern und Jugendlichen, deren Eltern esd1 t:.fﬂ;gﬁgi
mllssep g_le Hausaquahen von der Schule beaufsichtigt werden:
Die Einrichtung weiterer Ganztagesschulen sowie von Tagesheim-

.. und Heimschulen und von Fiinftagesschulen ist »u fordern.

Fine grifiére Anzahl qualifizierter Lehrer mit Aushi ir di
_ ushildung f
verslﬂuedenenisnilfen und Unterrichtsbereiche ist nitig, w;nu;nsd;

Schulwesen die ihm heute gestellte Aufgabe erfiullen soll

Die gesellschaffliche Stellung des Lehrere muB der Bedeutung seine;r ©

Aulgabe enisprechen.

Alle Lehrer werden an wmmmd: ]

n 4 _ en Hochschulen ausgebildet:
Hauptamtliche Mitarbeiter entlasten die Lehrer won ve;l;rga?tuli'ﬁ:ﬂt—
arbeiten und te&mwchgn Aunfgaben des I ehrhetricbes.

Mdiglichkeiten einer Arbelisteilung zwi
kel sﬂirnd oo listedl E zwischen Lehrem_ﬁynd Bchul-

I[_l:

Berufsherater, Erzichungs- und Schulpsycholegen unterstiitzen
Qchule und Familie mit ihrem Rat bei Lern- und Erziehungs-
sehwierigkeiten, beim Ubergang auf weiterfiiihrende Schulen und
bhei der Berufsfindung.

Fs sind Schulpsychologen einzuseizen, die neben pidagoygischer
Ausbildung und Erfahrung ein psychologisches Studium abgeschios-
sern haben.

In den Gesamtschulen der Mittelstufe beraten psychologisch ge-
schulte Fachkrifte die Jugendlichen insbesendere bei der Wahl der
Fachleistungs- und Interessenkurse.

Schulpsychalogischer Dienst, Erziehungsberatung und Beruishera-

tung erfordern die enge Zusammcnarbeit von Pidagogen, Psgy-
chologen, Berufsberatern, Arzten und Sozialarbeltern.

Die sachliche Ausstattung der Schule erfordert ausreichende Lehr-
und Arbeitsmittel in madernen Unterrichts- und Facharbeitsriiutnen.
Dazu gehtiven Arbeitsbiichereien fiir die einzelnen Klassen und

Ficher. Sie midiissen so beschaffen sein, dal sie den Lehrer entlasten
und die Schiiler zu elgener Arbeit anregern.

Freie Lernmittel werden den Schiilern und Studierenden ubereig-
net, damit sie bei spiiteren Arbeiten darauf zuriickgreifen kdnnen.

Das programmierte Lernen, Sprachlabors und andere meoderne

- andiovisuelle Hilfsmittel sind zu crproben und bei Bewidibhrung

groBziigig einzusetzen.

4. In der Schuiverwaltung lassen neue Wege und Formen die
gemeinschaitliche Verantwortung von Eitern und S¢hule fiir die
Erziehung der Jugendlichen wirksam werden.

Die Schulaufsicht herit die Lehrer, regt ihre Initiative an und lakt
ihrer Verantwortung in Unterricht und Erziehung Freiheit.

In der Schillermitverantwartung bewihrt sich die heranwachsende
Jugend selpbstindig an eigenen Aufgaben und macht ihre ersten

demokratischen Erfahrungen, : -
4. Im Sdmlaﬂurt sind die Empfehlungen der Kullusminister, der
kommunalen Spitzenverbéinde und des Deutschen Sportbundus zu
verwirklichen.

Jede Schule mufi iiber ausreichende Ubungsstitten verfligen, der
Sportunterricht erweltert werden. -

Die Aushildung “qualifizierter Leibeserzieher iiir alle Schulstuien
ist zu verstirken, Fiir Lehrer sind regelmiBige Fortbildungskurse
einzurichten. - -

15

i




Die Berufsausbildung

giiegrn{;-:um yat A;s?ruch aui eine angemessene berufliche Aushil-
; @1 seinen Anlagen und Fahigkeiten serechf wi 1
Aufstieg fiordert, 8 ° £ wird und seinen

Berufsausbildung ist eine &ffentliche Aufeabe. T i -
sr.'h{-itt, wirtschaftliche Entwicklung und dige Aus“?iirzflgéf itFl‘?::'—-
nationaler Zusammenschliisse erfordern eine Berufsausbildung, die
dem Menschen auch in der Zukunft eine Existenzgrundlage zu: ge-
]::u?n vermag und das Leistungsvermigen der Gesellschaft sichert
Die Le_1tgedﬂi11-:en der ,Allgemeinen Grundsitze fiir die Durc}ﬁﬁh:
rung einer gemeinsamen Politik der Berufsausbildung® setzen fiir
die Lénder der Europiischen Wirtschaftsgemeinschaft verbindliche

é';Imi:;:x{ﬂ+|a~s.tt:nu:u:rrmﬁrnJr die auch in der Bundesrepublik zu herticksichtigen

Auch das berufliche Aushildun
. _ g8~ und Schulwesen soll geistig,
beruflich und sozigl bewegliche Biirger fiir die Demokratie EI“EiEhEE.

Neuwordnung der beruflichen Ausbhildung

Eerufstatlgken ist heute weniger zls frither an den einmal erlernten

eruf gebunden. Zunehmend tréten neben Fachkrifte mit abge-
schl-::ssener Ifehre auch kurzfrisiig fiir besondere Aufgaben Vor-
bereitete, Beide Gruppen bravchen eine zeitgemiile grundlegende

Bildung, um sich auf wechselnde A
, ni un .
plitze einstelle zu kénnen, orderingen und neue Arbeits-

nen Berufe zu differenzieren.

Eine mindestens einjihrige Grundaishild .
: _ ung ist Bestandtej
Berufausbildung, die den Anforderungen dir tEEhE?E:l?En:E 1]1.‘.1';11::

schaftlichen - ;
s und sozialen Entmd{lqu stindig angepaBt werden

2: Beimchﬁberg"a.ng_ in den Beruf mufl der junge Mensch Hilfen fiir
;1"2;1 sa v;rstmd:ge Berufswahl erhalten, im die Freiheit der
von Beruf und Ausbildungsstitte richtig niitzen zu kénnen.

- Die Orientiz i . . ;
seute. rung iiber die Arbeitswelt ist Aufgabe der allgemeinen

Hilfen fiir den Zugang zum B i i
4 eruf miissen die gesundheitli
ps:,rl:hisd?e Eignung ebenso wie das soziale StreEen und dield];irléﬁ{j
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willipkeit des ecinzelnen berticksichtigen, sich die notwendigen
Kenntnisre anzueignen. Dabei ist sine individuelle Berufsberatung

uneridliich.

Die Erforschung des Nachwuchshedarfes unserer Wirtschaft nach
Zahl und Art ist Grundlage zureichender Berufsaufklidrung und

Berufsberating.

3. Die Berufsausbildung beginnt mit einer mindestens einjihrigen
Grundausbildung und erfolgt nach anerkannten Ausbildungsvor-
gchriften in Betrieben, tiberbetrieblichen Einrichtungen und beruf-

lichen Schulen.

Alle Ausbildungsbetriebe miissen die Ausbildung des Nachwuchses
auch als eine pidagogische Aufgabe betrachten, um ihren Aus-
bildungsverpflichtungen voll gerecht werden zu kionnen. Lehrwerk-
stitten, Lehrbiiros, Lehrlaboratorien und &hnliche Finrichtungen

gind zu vermehremn.

Die Ausbildunpgsbetriebe sind in G6ffentlicher Verantwortung zu
beraten und zu beaufsichtigen. Ihre Anerkennung setzt voraus, daf
sie eine umfassende Ausbildung gewihrleisten und iiber fachlich

sowie pidagogisch befdhigie Ausbilder verfiigen.

Die Ausbilder sind auf ihre Aufgaben vorzubereiten und berufs-
pidagogisch zu schulen, Sie miissen eine der Bedeutung ihrer Auf-
gabe entsprechende Anerkennung erfahren und Aufstiegsmioglich-

keitenn erhalten.

Uberbetriebliche Ausbildungsstitten werden eingerichtet, wo die
gachlichen oder personellen Veraussetzungen einer ordnungsgemdé-
flen Aushildung in den Betrieben fehlen. Sie miissen mindestens
die gleichen Anerkennungsvoraussetzungen wie die Ausbildungs-
betriebe erfiillen und sollen ihren Ausbildungsauftrag in Verbin-

dung mit den Berufsschulen wahrnshmen.

| Die beruflichen Schulen sind fiir die grofie Mehrzahl aller jungen

Menschen die letzte verptlichtende Bildungsstitte und zugleich der
Ausgangspunkt freiwilliger Weiterbildung in den Einrichtungen
des beruflichen Bildungsweges und der Erwachsenenbildung. Neben
ihrer Aushildungsaufgabe werden sie die allgemeine, die politische
und musische Bildung sowie den Sport besanders pflegen.

Die Ber&fsa&ule als berufsbegleitende Teilzeitschule ist Pariner
des betriéblichen Ausbildungswesens. Thr obliegt die Priifung des
theoretischen Wissens, deren Ergebnis fiir die LehrabschluBpriifung

verhindlidi ist,
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i;Jie Berufsschule erhéht durch ihre weiterfiihrende Bildung auch die
Lebenstiichtigkeit der Jugendlichen ohne Ausbildungsverhiltnis.

Lie Vollzeitformen der Berufsschule ersetzen die Betriebslehre ganz
oder teilweise und bereiten auf bestimmie Berufsabschliisse vor.

Die Berufsschule kann threm Bildungsauftrag nur unter folgenden
Voraussetzungen nachkommen;

wle n‘}uﬂ iiber eine hinreichende Zahl qualifizierter Lehrer verfiigen,
wobel dem wissenschafilich ausgebildeten Berufsschullchrer ein Ar-
beits- oder Werkstattichrer zur Seite stehen sollte,

Ihrelﬂusstattlmg wuB den Anforderungen einer modernen Berufs-
aushildung entsprechen; mehr und zweckmiBigere Schulen miissen
gebaut, der Schichtunterricht muB endlich beseitigt werden.

Die Unterrichtszeit ist dem Umnfang des Bildungsauftrages entspre-
chend zu erweitern. Das Fachklassenprinrzip muf {iberall durchge-
setzt werden.

Die Fachschulen verdienen als Wahlschulen beruflicher Weiterhil-
dung besondere Férderung, Sie sind auch von der 8ffentlichen Hand
_fiir alle Bereiche der Wirtschaft, der Technik und des Sozialwesens
in enger Verbindung zu den Berufsschulen einzurichten, Sie er-
weitern ber die fachliche Ausbildung hinaus die allgemeine Bil-
dung ihrer Schiiler und erschlieBen ihnen den Zugang zu Fach-
akademien,.

Berufliche Fortbildung und Umschulung

Technischer _+Fm:tschri1:t und Wandlungen der Wirtschaftsstruktur
erfordern stindige Fortbildung und berufliche Neuorientierung.

Neben iiberbeiricblichen Ausbildungsstitten sollen sich auch TFin-

richtungen der Erwachsenenbildung der beruflichen Fortbhildung
und Umschulung annehmen.

Der Fernunterricht ist fiir diese Aufgabe besonders geeignet, Er
18t zum festen Bestandteil des éffentlichen Unterrichts und Schul-

wesens zu entwickeln. Gewerbliche Fernlehrunternehmen hediirfen
der dffentlichen Konirolle,

Die Berufsberatung muB auf iltere Arbeitnehmer ausgedehn -
den, dic sich beruflich umstellen miissen, & bwer

Gesetzliche Grundlagen er Bﬁrufsausbildung

Die rechtlichen Grundlagen des beruflichen Aushildungswesens sind

zusammenzufassen, zu vereinheitlichken und der Entwicklung stiin-
dig anzupassen.

18
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Dabei gilt insbesondere!

Jeder junge Mensch hat Anspruch auf e¢inc angemessene heruf-
liche Ausbildung.

Die berufliche Bildung schlieBt politische Bildung und Wueilerfih-
rung der allgemeinen Bildung ein.

Alle Aushildungs- und Arbeitsverhilinisse von Jugendlichen wer-
den in simtlichen Beschifligungszweigen crialit.

Fine Berufsausbildung auf breiter Grundlage wird jedem .Jugend-
lichen in seinem Beschiftigungszweig gesichert.

Die persénlichen und sachlichen Vorausselzungen zur Ausbildungs-
berechtigung werden festgelegt.

Die Berufsausbildung ist eine Gffentliche Aufgabe. Sie obiiegl ge-
meinschaftlichen Selbstverwaltungsarganen aller Betelligten (Staat,
Arbeitgeber, Arbeiinehmer).

Die allgemeine Aushildungsférderung mull auch die Eerufsau:;bi_l-
dung einbeziehen, um jedem Menschen in Stadt und Land die

gleichen Berufs- und Lebenschancen zu sichern.

Erziehung auBerhalb der Schule

Schule und Beruisausbildung allein kénnen den Anspruch des ein-
zelnen aufl eine zeitgerechte Erziehung nicht mehr hinreichend er-
fiillen. Die gesellschaltlichen Anforderungen von heute machen es
nitig, daf sich zahlreiche Gruppen und das Gemeinwesen sclbst mit
ergénzenden Einrichtungen und Mafnahmen an der Erziehungs-
aufgabe beteiligen. Ihre Bemiihungen sind zu férdern und S0 aus-
zugestalten, dafi sie den Menscher helfen, ihre Persiinlichkeit frei
zu entfalten, ihren Plaiz in der Geselischaft zu finden und den
Zuwachs an freier Zeit fiir dic Entwicklung ihrer schipferischen

Krifte zu nutzen.

1. Die Familie muf3 in ihrer unersetzbaren WirksamkKkeit _idcell
und materiell gestirkt und gefrdert werden. Die Elternbildung
und Elternberatung ist in engem Zusammenhang mit der Bhebera-
tung zu verstirken und zu modernisicren. Dariiber hinaus bedarf

die Familic bei ihren Erziehungsauigaben vielfiltiger Hilfc:

Kindertagesstitten, Kindergirten und Horte bieten allen I.{indern
Gelegenheil, sich im Kreise Gleichaliriger in eine Gemeinschaft
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ei:nzu]eben. Die zunehmende Berufstitigkeit der Miitter macht diese
Einrichiungen besonders nétig.

Schulkindergir en erleichtern den Ubergung zu den Anforderun-
gen der Schule.

Erzichungsieraiungsstellen sind in ausreichender Zahl einzurichten.

2. Der junge ;['-fiensuh mull sich mit seiner Umwelt auseinander-
selzen und in ihkr seine Fahigkeiten und Méglichkeiten entwickeln
kérnen. Er hat dabei ein Recht auf pesellschaftliche Hiifen:

E'in neucs Jugendrecht wird das Grundrecht der Jugend auf Er-
zichung auch materiell sichern und die gesetzlichen Grundlagen der
Jugendhilfe vereinheitlichen.

F:reizeithehne miissen den jungen Menschen Anregungen fiir einen
sinnvoll=n Gebrauch ihrer Freizait bieten, indem sic (zesellighkeit
Sport und Spiel sowie besondere Interessen und Neigungen pﬂegen:
J'ugend- und Studentenverbinde, die ein Ubungsfeld fiir demokra-
tl'.sche Lebensformen sind, werden besonders gefordert. Sie sind zur
Eigenveiantwortung vnd zur Eigenhilfe anzuhalten,

Jl._zgend-, :":‘.chi.iler- und Studentenzeiischriften, die der politischen
Bildung dienen, werden aus éffentlichen Mitteln unterstlitzt.

3, Pnlitis?he Bildung bereitet die Jugendlichen guf ihre Verani-
wortung in der demokrafischen Gesellschaft, auf das Zusammen-

leben und dis sachliche Auseinandersetzung mit Menschen anderer
Uberzeugungen vor.

Se{!:stdarstellung pelitischer Parteien und anderer gesellschafilicher
Krifte gehort zur politischen Bildung, da die Wirllichkeit des Stag-
fes und df:r gesellschaftlichen Gruppen ebenso wie die Mitwirkung
der Parteien an der politischen Willenshildung durch das Schuyl-
wesen allein nicht ausreichend vermittelt werden kinnen,

Die Sﬂziajldelrnnkratisdle Partei kommt diesemn Bildungsauftrag nach
}ndem‘ 5ie In prundsétzlich Gffentlichen ]BiIu:Ir.m,l;_:swaransten]tungenI
J.l:.-}I'_WH‘kEIl im politischen ProzeB darstellt und ihre Mitglieder bhe-
fihigt, zur politischen Urieilshildung beizutragen.

4. Sport und Leibescrziehung wirken der esundheitliche -
fiihrdung des *Menschen entgepgen und sind r:ign wichiiges ﬁﬁamist
mnnvu]]er:l Briillung der Freizeit. Die Sportverbénde sind seit lan.
gem bemiiht, ifhrer gesellschaftlichen Aufgabe gerecht zu werden
Staat und Kommunen miissen dabei behilflich sein, Dar ,,Gﬂldené

Plan® der Deutschen Olympischen Gegnl] £ et
verwirklicht werden. P ellschait mull unverziiglich

Erholungs-, Spiel- und Sportanlagen werden | —
zur Veriligung gestellt, g °n In ausreichender Zahl
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Turnhallen, Stadibider sowie Kinderspiel- und Tummelplitze sind
in allen Wohnvierteln unabdingbar.

Der Ausbau der Vereinsanlagen wird so geférdert, dafl ein ganz-
jahriger Betrieb gewdhrleistet ist.

Die &ffentlichen Sportanlagen stehen allen Biirgern unenlgelilich
oifen.

Die Ausbildung von Ubungsleitern und Freizeithelfern wird durch
Einrichtung von Lehrgingen und Kursen Offentlicn unterstiatzt.

5. Die Gffentlichen und privaten Triger aullerschulischer Erziehung
miissenn chne einseitige Bevorzupung einzelner Gruppen partner-

sechaftlich zusammenwirken.

Thre Zusammenarbeit in neu zu schaffenden Koordinierungsorga-
nen sichert dem sinzelnen ein HichstmaB erzieherischer Hille.

Alle Finrichiungen und MaGnahmen einer situations- und personen-
bezogenen Hilfe bediirfen der stindiger Anpassung ihrer Arbeits-
formen an die gesellschaftlichen Veranderungen.

Die sozialpidagogische Grundlagenforschung hilft, die erzieherischen
Méglichkeiten und Wirkungen der verschiedenen MaBnazhmen und
Einrichtungen zu iberpriifen und weitrrzuentwickeln.

6. Die sozialpidagogische Aushildung behandelt alle Arbeitsgebiete
auBerschulischer Erziehung grundsitzlich als gleichwertig. Sie er-
fordern ein~ Grundausbildung, auf die sich die Differenzierung

nach Schwr.punkten aufbaut.

Dic zersplitterten Ausbildungswege sind 2zu einer systematischen
Einheit zu ordnen. Sic stehen Minnern und Fraten in gleicher

Weilze olfen,

Eine tragfihige Ausbildung ist nur in groflen und leisiungsfahigen
Aughildungsstidtten mit neuen Aushildungsmethoden miglich.

Im Mittelpunkt der Aughildung stehen die Wissenschaft vom Men-
schen und der Gescllschaft sowie die Metheden der Begegnung mit
den Menschen, die durch praktische Ubungen und die Auswertung
des in der Praxis Erfashrenen erginzt werden.

Ein regelmiBiger bezahlter Studienurlaub dient den Sozialpiidago-
gen zur Erwciterung ihrer Erfahrungen durch Fortbildung, Stu-
dien und Praktika. Hierfiir sind Fortbildunpgsakademien einzurich-
ten.

Die Aushildungsférderung mufl auch lebens- und berufserfahrenen
Menschen, die sich erst spéit fir cinen sozialpiidagogischen Beruf
entscheiden, eine Aushildung ermdaglichen.
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Die Ausbildungsférderurg

Das Grundrecht auf freie Entfaltung der Persénlichkeit und auf
Ireie Wahl von Beruf, Arbeitsplalz und Nushildungsstitte ist such
materiell zu sichern. Der Zugang zu allen Ausbildungseinrichtungen
mufi von sozialen und wirtschafilichen Hemmnissen befroit werden
so dall jeder pegabte junge Mensch seine Fahigkeiten frei entfa]tm';
kann. Fiir cine gerechte und umfassende Aushildungsférderung gilt
grundsitzlich:

1. Die Anforderungen an die Eignung sind an das Aushildungsziel
gebunden und unferscheiden sich entsprechend.

Eignung bedeutet zunichst allgemeine Lebens- und Berufstiichtig-
eit.

Die Forderung darf sich nicht auf itberdurchschhitilich Begabie
beschrinken.

Aushildungsfirderung soll die freie Wahl gines Berufes als einer
Lebensgrundlage srmdglichen.

Da sicl} f}nlagen und Fihigkeiten oft erst spiter entwickeln, sind
auch !:he in der Ausbildung nachgewiesenen Leistungen Hestandteil
des Eignungshegriffs.

2. Die Hen_iessungsgrundlagen dilrien die Initiative und Veraniwar-
tung des jungen Menschen und seiner Familie nicht beeintrich-
tigen. Offentliche Hilfe ist notwendig, soweilt die finanzielle Lei-
stungskraft des einzelnen und seiner Familie die Ausbildung nicht
hestreiten kann.

I:I'.'te Ei;..knmmen.sfreihetrﬁge sind so festzusetzen, daB auch Familien

mit mittleren Einkommen einbezogen werden. Die Foérderungsmal-

;:EEH sind den Verdnderungen der Lebenshaliungskosten anzu-
1.

Die Familienverhilinisse sind zu beriicksichtigen.

Fiir Aushildungsginge von lin i i T
: 2 - gerer Daner sind m -
freibetrége héher anzuseizer, die Einkommens

3 ein umfassendes System der Ausbildunests -
d N ungsforderun
en unterschiedlichen Befihigunpgen volle Entf ltﬁ | g sichert

Auch {ber ‘die Pflichtschulzéit hinaus ist der Eesuch allgemeiner
Eglfi heruflhcher Schulen wie aller Ausbildungseinrichtungen =i
Fondining bescht s eaczanrien, Abelud fihren. Di
] ezicht au ie Aushildung 3 -
Arienpes pozieht £ in anerkannten Lelr- und

a2
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Nach Abschlull eines Ausbildungsganges kénnen wreiterflihronde
Ausbildungsgénge gefirdert werden, soweit cie mit dem Berufsziel

zusammenhingen.
Die Ausbildung filr den bheruilichen Aufstieg begabier Evrwerbsti-

tiger ist ohne Altershegrenzung prundsétzlich einbezogen. Zu hbuo-
riiclkrsichtigen ist, dall meistens keine Bindung an den elterlichen

Hat halt mehr bestent.

4. Die Firderungshetrige miissen sdmtliche mit der Ausbilduny
verbundenen Kosten decken. Sie umfassen nchen den eigentlichen
Aushildungskosten in angemessener Hohe auch die der Lebens-

haltung.

Zucidtzliche Kosten durch die Trennung von Weohnsitz und A s-
bi:duangsort sind zu beriiclisicutigen, wenn es eine gecignete Aus-
bildungsstitte am Wohnsitz nicht gibi.

Bei Ausbildungsgingen, die durch Werkarbeit beeintrichtigt wir-
den, umiaBt die Forderung auch die Ferien.

 Auf Ausbildungsforderung hesteht ein Rechisanspruch. Eine ein-
heitliche, iibersichtliche und klare Rechtsgrundlage wird eine aus-
reichende und kontinuierliche Forderung sichern.

GleichmiiBigkeit der Fidrderungsvoraussetzungen und -leistuhgen
gilt fiir des gesamte Bundesgebiet.

Die Freiziigigkeit in der Wahl der Aushildungsstitte bleibt gewiihr-
leistet,

Die Wahl eings Aushildungsganpges darf nich’ nach Fdrderungs-
miglichkeit, sie mull nach Eignung und Neigung entschizden werden

konnen.

Die Erwachsenenbildung

Bildung ist mit der Schulzeit oder der Berufsausbildung nicht ab-
geschlossen, wesentliche Bildungsinhalie erschliellen sich erst dem
BErwachsenen. Er bedari vieler Moglichkeiten stiindiper Orientie-
rung, des Weiteriernens oder Umlernens und der Auseinanderset-
zung mit der Umwelt. Der demokratische Staat braucht selbstbe-
wullte Biirger, die sich und der Gesellschait gegeniiber verantwart-
lich handeln. Er hat die Pfiicht, das Recht der Erwachsenen aui
Bildung zu sichern, Jedem Arbeitnebmer wird ein gesetzlicher An-
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~pruch auf einen Bildungsurlaub ver zehn zusammenhingenden
rheitstagen zugestandern.

Din Erwachsenenbildung steht in enger Beziehung zu allen Zweatgen
der Schul- und Tugendbiidung sowie in Verbindung mit der wissen-
schaftlichen Forschung und Lehre. Sie st gleichberechtigter Teil des
difentlichen Bildungswesens. Thre Stellung und finanzielle Sicherung
regeln Landesgesetze.

Im Spannungsfeld der gesellschaftlichen Krafte haben die verschie-
denen Gruppen das Recht, ihre Bildungsauffassungen zur Geltung
zut bringen und ihre Bildungsvorstellungen zu verwirizlichen, soweit
sie nicht gegen die demckratische Ordnung pgerichtet sind. Das
Gemeinwesen hat das Recht und die Filicht, aktiven Anteil gn der
Erwachsenenbildung zu nehmen und im Gegeneinander der Grup-
peninteressen zu vermitteln. Mit Vorrang sind allgemeine Bildungs-

einrichtungen zu férdern, die keiner besonderen Gruppe zugeordnet
singd.

Die gifentliche Férderung der Erwachsenenbildung darf die Frei-
heit zur Gestaltung ihrer Arbeit nicht heschrinken. Die Organisa-~
ticnen der Brwachsenenbildung sollten bei der Verteilung von Bei-
hilfen mitheraten. Offentliche Forderung mufl sich an der Finanz-
kraft der Triger sowie an allpermeinen MaBstiben fiir die Qualitdt
ihrer Arbeit und die Qualifikation ihrer Mitarbeiter orientieren.

Im {ibrigen gelten folgende Grundsitze:

Erwachsenenbildung ermutigt und befahigt zur Tejlnahme am poli-
tischen Leben. Dic demokratische Gesellschaft erfordert gelstige
Ofienheit, redliche Darstellung des eigenen Standorts und die Be-
reitschaff zum Qespriich. Die Erwachsenenbildung muB3 dazu bei-

tragen, Vorurteile abzubauen und zu begriindetem Stellunpnehmen
bhefihizen.

Die Veranstaltungen der Erwachsenenbildung stehen jedermann
oifen. Thre Triger missen bereit sein, ihre lelsetzungen und
Leistungen offen darzulegen,

Pie Erwachsenenbildung mufl die Selbstindigkeit und Selbsttitig-
keit der Teilnehmer ohne Riicksicht auf ifire Vorbildung férdern,
die Freiheit der Lehre wahren und die Gewissziisfretheit sichern.

Aushau der Erwachsenenhildung

Gemeinden, Kreise und Linder sind wzur verstirkien Fdrderung

der Erwachsenenbildung und zu gesteigerfen finanziellen Leistun-
E2n Iir sie aufgerufen.
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1 ¥ i ite Mitarbeiter miisser
1. Die Stellen flir hauptberufliche Leiter und .
vemjhrt werden, da die Erfolge der Erwachsenenbildung vou der

7ahl ihrer hauptberuflichen Lehrkrifte abhingen.

i i ] hnern sowie Kreis-
lksschulen in Orten mit mehr als 20 000 Einwo 15 :
Enik:huchschulen und Kreisvalksbildungswerke bendtigen haupt-

Rerufliche Leiter.

In Orten mit mehr als 50 000 Einwohnern mu8 muidestens ein haupt-
beruflicher Fachreferent angestellt werden,

Die Heimvolkshochschulen sind wverstirkt mit hauplberuflichen
Lehrkriften auszustatten.

1 1 Ei 2inri d Trigerorganisa-
Assistentenstellen bei Bildungseinrichtungen uan |
tiunlen sollen Nachwuchskriften der Erwachsenenbildung Gelegen-

heit zum Einarbeiten bieten.

9. Figene Ausbildungswege fir hauptberufliche Mitarbeiter der
Erwachsenenhildung sind zu entwickeln.

I 3 i 1 it i chsenen-
ie hauptberufliche pidagogische Mitarbeit in der Erwa _
Eillndung l:;rfnrdert in der Regel ein abgeschlossenes Hochschulstu-

dium und eine Einarbeitung und Bewdbrung in der Praxis.

Das Studium erfolgt an Universititen oder den Einrichtungen der
wissenschaftlichen Lehrerbildung.

3. Die Lebrtitigkeit in der Erwachsenenbildung mull die ihr zu-
stehende Anerkenming finden.

Die hauptberuiliche Titigkeit in der Erwachsenenbildung soll der
im dffentlichen Dienst gleichgestellt werden.

i i ' Erwachsenenbil-
Fiir die Ubernahme leltender Funklionen in der )
dung sind Beamte und Anpestellie des Oflentlichen Dienstes, ér;r
allem Lehrer aller Schulstufen, suf Zeit 2w F{}eurlauhen. Die -
nehmigung fiir eine nebenberufliche Tatigkeit in der Erwachzenen-

bildung s0ll grofziigig erteilt werden.

| y ' i llemn Lehrer
t d Angestellte des Gifentlichen Dienstes, vor alle T,
Ei?nfgrmvﬂanitaltungen zur Forthildung nehbenberuflicher Mit-

arbeiter freizustellen.

. Di 1451 i i : Erwachsenen«
4. Die planmiBige Fortbildung aller Mitarbeiter der
hildungphedarf hesendarer Einrichtungen und MaBnahmen.

Institute, die Mitarbeitertagungen und syst_mnatische Lehrginge
durchfithren, werden mit §ffentlicher Hilfe errichtet.

2h




Der_internaﬁunale Eriahrungssustansch ist zu fbrdern; die Mit-
arhe;!‘.er sollen die Erwachsetienbildung des In- und Auslandes
aus eigener Anschauung kennenlernen.

3 . Die Erwachsenenbildurg benttigt eigene Hiuser und Riume mit
zeltgemalen Lehr und Arheitsmitteln,

Volkshochschulen in Stidten bBrauchen vigene Hiuser, in kieineron
Gemeinden eipene Riume,

Die Heimvolkshachschulen sind von den Lindern bel dor Erhaltung

u::l*d Er- eiterung ihrer Gebiude und ihres Inventars zu unter-
stiitzen, e

Beim Bau von Dorfgemeinschafts- und Bﬂrgerhﬁus&n wi i
' _ rd die
Erwachsenenbildung mehr als bisher bericksichtigt,

In Mittelpunktschulen sind Mehrzweckraume fiir die mrwachsenen-

bildung und die éffentlichs Biicherei cinzurichten.

6. Die Zusammenarbkeit der Erwachsenenbildun ' '

* ; g mit den wissen-
schaftlichen Hochschulen, dem &ffentlichen schulwesen d
Bundeswehr wird verstirk:. el der

Die Erwa::hsenenbildr.ing solite Gegenstand von Fnrscﬁung und Lehre

-An den wissenschaftlichen Hochschulen sein. Eigene Lehrstiihle und

Institute sind daffir zu errichien.

Iite Hochschulen sollen sich auch inzttutionell ‘an &;r '
Ischutle m3 Erwachseren-
bildung beteiligen und dabei die bisheri Erfahrungen Mo
di_l{].versuchen beriicksichtigen, ‘een firfah o
O | i :

Die’ Aushildungsstitien ffir Lehear allor Sn:hiilstulf ihren
AT en filhren Vor-
lesungen und Ubungén iiber Erwachsenenbildung ein. Auch diji

Sozialarbeiter soller mit Theorie und Prayi ' achse i
: raxis der -
dung vertraut gemacht werden, frwa nenh} Iu"

IHe Schulen stellen den Rontakt mit der Erwachsenenbildung her,

um den Schiilern erste Erfahrungen mit & . .
maglichkeit zu vermitteln. | ; dieser Weiterbildungs-

. -
-

Bei- der Hinfithrung 21 beruflichen Bildy ks i :
ldungswegen lkann d

n.u:adlsem_enbﬂ:_lung wesentliche Hilfen leisten und dgie beruﬂida:AEu:-—

bildung begleiten und erginzen. S

An der._ltnntshﬁrgéﬂimen”&rbeit de::: Bundeawel .
tutionen der Emaﬂuﬁnenbﬂﬂﬂﬁlmitwirken. welir soflen ﬂm‘ﬁmﬂi-

-
—
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Die Hochschulen

Die deutsche Horchschulpelitik hat davon auszugehen, dali unsere
Hochachulen in ihrer heutigzn Form der dynamischen Expansion
der Wissenschaften, den steigenden Studentenzahlen und dem stan-
digen Anwachsen des wissenschafilichen Arbeitsapparates n_n:ht
mehr gewachsen gind, Einschneidende Reformen sind unaufschieb-

bar geworden.

Die Reform der Hochschulstruktur

Dank der Arbeit des Wissenschaltsrates ist die Gesundung unserer
Hochschulen nicht mehr in erster Linie ein finanzielles Problern.
Wenn die Verbindung von Forschung und Lehre erhalten oder
wieder ermiglicht werden soll, sind Strukturwandlungen erforder-
lich. Sie sollen erlauben, das Forschungspotential der Hechschulen
voll ‘auszonutzen und die Verbindung von Forschung und Lehre
fiir die Ausbildung der Studenten. wieder fruchtbar zu machen.

Dicses Ziel erfordert folgende MaBnahmen:

- i, GLHET
1. Das System der Parallelordinariate ist konsequent auszubauen,
um daa Verhéltnis der Zahl der Ordinarien zu der der Studierenden

Tl Verbessern.

Dies setzt eine Besoldungsreform voraus, die das Einkommen der

Hochschullehrer von der Zahl ihrer Vorlesungen u:_'ld threr Studen-
ten. unabvhingig macht. - _

Ein hez#hlter. Forschungsurlaub gibt dem Hochschullehrer alle fiant

_ Jahre fiir ein bis zwei Semester die Moglichkelt eigener Forschung.
" Die Leitung der Institute muB kollegial geregelt und gehandhabt

werden.

2 Der , akademische Mitielbau" mull neu strukturiert und différ_en—
ziert werden, um die Professoren von allen Aufgaben zu beircien,
die ebensagut oder besser von anderen Hochsdnilangehérigen wahr-

genommen :werden kénnen. |

] - . .
Assisteriten sallen fiir eine begrenzte Zeit perstnliche Mitarbeiter
der Professoren sein.

Tutoren beraten die Studierenden bei dar Anlage und Durchfiihrung
ihres "Studiums und leiten Einflihrungs- und Ubungskurse.

Kustoden pflegen und verwalten als wissenschaftliche Beamte den

Sachbestand der Institute. | )
¢ e | .- - 2%
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-$itdt als Korporation wird gestirkt, In vielen Fillen ist das Beam-"

Lektoren {ibernehrmen als Lehrkrifte nhne Forschungsauftrag einen

werentlichen Teil des akademischen Uaterri i "
rend des Grundstudiums. ichts insbesonderc wih-

3. D1e"urganisaturische Gliederung der Hachschule mull die sturren
E:.Flku!tat{;grenz&n liberwinden und nepe Sachzusammenhénge be-
ritcksichtigen. Einige Fakultiten sind zu groB, andere g0 zusammen-
hgnglus gewordern, daB cine sinnvolle Arbeit gefithrdet ist. Anderer-
seits zerschneiden Fakultitsgrenzen hiufig Zusammengehiriges,

Die gemeinsame Methode oder der gemeins

' ame Gegenstand g~
lichen Querv?rbmdungen und Eusammenfassungeﬁ. Neuea érliggg-
rungen [Ahte:lungez;_. Depariements) sollen erprobt werden.

Zentralinstitute und Doppelmiteli ]
. gliedschaften
schaftliche Zusammenarbeit. verhessern die wissen-

4. Die Hochschulverwaliung muB langfristi

_ T 1g planen kiénren,
oherste Veraniwortung fiir diec aksdemische JE::L:u'u:i wjrts;ﬁt]i?l-i
Verwaltung der Hodischulen kann nicht lanper vom jihrlich wech
se!pden RE:]{T;IZ'.'I' Betragen werden. Diese Aufgaben sind entwed .
zwisthen einem selbstindigen Kanzler in Dauwerstellung und dE:
wechselnden Rektor aufzuteilen oder in der Hand eines Rektors oder

Présidenten zu verei :
stellt wird, - einen, der langiristig oder auf Lebensdauer he-

Der Werdegang der Hochschullehrer

Die Hochschullshreriaufbahn muB in allen ¥
! Hhr | Stufen anziehender. i
den wissenschaltlichen . Nachwuchs gemacht werden. Die Eriznf&f
irtrugtur deér wissenschaitlichen Hochschulen mufl zo umgestaltet
erden, dall beamtenrechtliche und korporationsrechiliche "sowie

wissenschafilich inickai . |
bahn abs;reckei??hanglgkmteu nicht von der Hochschullehrerlaut-
Die :iung&n_ Wissenschaftler erhalten . - TV A
iitation eine selbstindige Stellung {Tuf:::;;n?:izﬂt vor ihrer ﬂaln—

Die Stellung der Nachwuchskrifte im Institut und in der Univer-.

teF?ErhEIht_‘.i_s auf Widerruf unangemessen.

Di¢ Habilitation ist guch phne Hihﬂ.i i chir |
brill h tationsschrift moglich, w

die Befihigung des Hahilitanten durch selbsttindige undgpul;]i; E:tn

wissenschaftliche Arbheiten nachgewisser ist. e

Die Zulassung zur Habilitati . T
eines Faches abhiingig sein. Hon darf nicht vom INaﬁwdﬁbednrf*
28 | ’
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Durch eigene Vuten des akademischen Senats und der Nichtordina-
ren zu den Vorschligen der Fakultdten und durch die Ausschrei-

bung freier Lehrstiihle in der Fachpresse des In- und Auslandes
kann das Berufungsverfahren weiter abjektiviert werden,

Die Reform des Studiums

1. Das Studium muB rationalisiert, Studien~ und Priifunpgserdonun-
gen miissen den wissenschaftlichen Anfordcrungen angepat wer-
den. Dabei ist die akademische Ausbildung so zu konzentrieren, dal
ihte Dauer wissenschaftliche Begabungen nicht wom Studium zu-
rixckhait.

Das Studium wird in Grund-, Haupt- und Fortgeschrittenenstudium
gegliedert, Zwischenpriifungen ermdglichen den Studenten cine

Leistungskontrolle,

Ira Grundstudium werden die fir das Hauptstudium erforderlichen
Grundlagen erarbeitet. Die Lernfreiheit an dent wissenschaftlichen
Hochschulen muB vorbereitet und stufenweise verwirklicht werden.
Eine Zwischenpriifung am Ende des Grundstudlums stellt fest, ob
der Student die Grundlagen seines Faches und die Methoden wissen~

schaftlichen Arbeitons beherrschi.

Das Hauptsindium legt bei voller Lernfreiheit besonderen Wert aul
Seminare und Kollogulen und auf die Teilnahme an der Forschung,
Dahei darf. die Berufsbezogenheit des Studiume nieht aufler acht
gelassen werden, Zu jedem Studinrn gehdrt ein Wirtschafts-, Be-

Tufs« eder Sezlalprakiilum.

Das Fnrtgeschﬁttenenstﬁdium' dient gder Vorbereiiung der Frome-
tion, der Teilnahme an der Institutsforschung oder einem Zweit-

str_u_rdit':u'n.

2. Die Abschlufipriifungen verlangen den Nachweis einer dem
Stand der Wissenschaft cnisprechenden Ausbildung. Zu bewerten
ist nicht das Gedichtnis, sondern das Versténdnis und die Fihigkeit

7u elgener wissenschaftlicher Arbeit. Drei Formen von Abschiufi.
priifungen stehen am Ende des Hanptstudiums: |

Das Staatsaxamen fir Stu&iengﬁnge, die auf den dffentlichen Dienst
aofder auf Berufe mit staatlichen Qqaliﬁkatimsanf&rderungen voT-

hereitﬂn - iy

']Z]ié 'Diplumplrﬁfung fiilr Studienginge, die auf Berufe vorbereiten,
dlie elne wissznachaftliche Aushildung erfordern.

-

|
"

Tre h{hgisterprﬁiun'ﬁ glz Abschlufi fir alle anderen Studiengange.
I 29
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3. I}ie: LFhrer aller Schulstufen sind wissenschaftlich auszubilden.
Alle Einrichtungen der Lehrerbildung miissen die Erziehungswissen-
schafi in der methodischen Verbindung von Forschung und Lehre
pflegen und alle Bedingungen wissenschaftlicher Hochschulen er-
fitllen. Dazu sind sie personell und sachlich entsprechend auszu-
statten und fir mindestens 1500 Studenien einzurichten.

Kernstiick der Aushildung ist das Studium der Erziehungswissen-—
schait und der Psycholegie im Zusammenhang mit anderen, ins-
besondere gesellschaftswissenschaftlichen Fichern.

Der :{Jmfang der erziehungswissenschaftlichen und fachdidaktischen
Studien erfordert die Bildung von Schwerpunkten und eine durch
den Stufenbau des Schulwesens und die Fachgebiete der Studieren-
den bestimmie Differenzierung.

Das wissenschaf_ﬂiﬁle Studium der fiir die Unterrichtsiicher grund-
Iegendep Fachdisziplinen mul neben und in Verbindung mit dem
allgemeinen Studium betrieben werden.

Dem Studium folgt nach der ersten Staatspriifung die schuiprak-
Flsche Ausbildung (Referendariat). Sie stellt den lg‘.inftigen th:hrer
in veranhjrurtlime Auigaben seincs Arbeitsbereiches, Studiensemi-
nare pereiten ihn auf die Praxis des Unterrichts der Erziechung
und der Schulverwaltung vor. r

Wihrend dieser Ausbildung muB G _senheit besteh i :
ten Schwerpunkte zu ergiinzen. 5 ehen, die gewdhl-

Grenzeq fir die ﬂ}rbeit des Lehrers zichen nur seine Fihigkeiten
u:lu::; Nelgungen, nicht aber starre Schranken zwischen den Schul-
1 aen.

E;ﬁ} de_r Az;rflte:; Staahtsprﬁfung kann sich der Lehrer in regel-
labigen stinden -ohne Unterrichtsverpflichtunegen d -
dium oder Prakiika fortbilden. g SEn urch Stu

Biichereien und Bibliotheken

Bibliotheken sind fiir jede Bildungsarbeit ebenso unentbehrlich

-l

wie fir die wissenschaftliche Forschung und Ausbildung. Sle sind -

planmaBiy suszubaven und mit mod : :
auszustatten. : . Em.?n tedmlschgn Hilfamitteln
Ein leistungsfihiges Bibliothekssystem setzt voraus, da8 alle Biiche-
reilen von der Universiiiitsbibliothek. bis zur Gemeindehiicherei

unter Beriicksichtigung ihrer verschiedenen A
. = ufgab -
fionsformen und Unterhaltatréigg!: _zu‘ﬁanﬁnenarheitegn. o Grg@a

-

rl

Die iiffentlichen Biichereien

Die 6ffentlichen Biichereien (Volks- und Stadthiicherelan, wissen-
echaftiiche Landeshibliotheken) sind offentlich unterhaltene Stitten
amtassender Information and freier Selbstbildung, Sic stellen Lite-
ratur und Dokumentationsmaterial zller Sachgebiete und weltan-
schaulicher Richtungen fiir die Meinungs- und Urteilsbhildung ihrer
Leser bereit. Sie verlangen zentral gelegene und modern einge-
richtete Gebiude. Thre Benutzung ist gebiihrenfrei, ihre Offnungs-
zeiten entsprechen den Benutzungsméglichkeiten der Bevilkerung.
Die Entwicklung eines leistungsidhigen Biichercisystems erfordert
langfristige Planung von Bund, Lindern und Gemeinden,

1. Ubersrtliche Zusammenarbeit vermittelt wissenschaftliche und
allgemeine Literatur bis in die kleinste Gtemeinde.

Liéndliche Bezirke werden durch zentrale Gemeinde- und Kreis-
biichereien versorgt; gemeinsam unterhaltene Fahrbiichereicn be-

treuen kleinere Gemeinden,

fitnatliche Biichereistellen fordern die Biichereiarbeit kleinerer Ge-
meinden und Stadte, Sie sind zu bibliothekarischon Arbeitssteilen

mit Erginzungshiicherelen und Zenfralkatalogen auszibauen, mus-
sen bibliothekarische, bibliographische und technische Hilfsmittel

rationeller Biichereiarbeit entwickeln und den Gemeindebiichereien
zur Verfiigung stellen.

Zum stidtischen Biichereisysterm gehiiren eine Zentralbiicherei und
Zweighiichereien in Stadtieilen, Schulen, Krankenhausern, Jugend-
und Aliersheimen, Betrieben und -anderen Einrichtungen.

Die wiSéenscllaitlidien Stadtbibliotheken werden zu einem wissen-
schaftlichen Bibliotheksnetz ausgebaut. {hre iiberdrtlichen und Son-

deraufgaben erfordern staatliche Hilfe,
Landesbihliotheken und Spezialbiblintheken habenr (libergeordnete

" 8ammel- und Erginzungsfunktionen und stellen die Verbindung

zu den Hochschiulbibliotheken und auslindischen EBlichereien her.

9. Die Buchbestiinde miissen ein ausreichendes, aktuelles und fach-
gerecht erschlossenes Angebot vermitteln, Der iiberbriliche Leih-

verkehr faft stidtische und lindliche Biichereisysteme und wissen-
schaftliche Bibliotheken zusammeit.

Prd' Kopf der Einwohner miissen in GroBstidten mindestens ein
Buch, in kleineren Gemeinden mindestens zwei Biicher vorhanden

sein, -
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Die SEIL'hh'I:I'Iﬂ]‘IJEEtﬁDdE miissen den Aniorderungen der Erziehung,
des Unlerrichis und der Berufsaushildung gentigen,

D.ie. Sammlung_{ wissenschaftlicher Literatur wird zweckmiBig koor-
dmlm."t. Funktionsgemeinschafter benachbarter RBibllotheken ergiin-
zen eingnder durch unterschiedliche Schwearpunlte.

Die Landesbibliotheken werden zu wissenschafilichen A T
bibliotheken eniwickalt. ichen  Allgemein

Ortliche Zentralkataloge entlasten die Fernleihe.

Die ﬁheri:irtiliul:len Au?gab&n des Biicherei- und Biblinthekswesens
er:fnrdﬁrn bibliographische Auskunftsdiensie und gmemcinsame Ar-
beitsstellen fiir Bilichereilechnik und Biichereiorganisation,

3.' Die enge Zusammenarbeit ven Schule und Biicherei ermiglicht
die Erzichung zum Umgang mit Biichern,

Jugen@hﬁﬁe_reien‘ kinnen in Verbindung mit Schul- und Berufs-
sd_:ulhudmre':en ein zweckmiliger Unterbau des éffentlichen Biiche-
FE1wWesrns Sein.

Die Zusammenarbeit der Bibliotheken mit Volkshochschulen, Kul-

turinstitnlen, Verbinden und Publikationso o1
werden. reanen wmull versiirkt

4, ].:}ie E:iffcnt]j?hen Biichereien henfitizen qualifizierte Bibliolhekare
sowie Bucherei~ und Verwaltungsangestellte, Fiir 10000 Einwoh-
ner ist mindestens ein Bibliothekar einzustellen,

Puchere:isd;ulen sind auszubauen, neue Institute zu grinden und
in vorbildlichen Riichereien weitere Austildungsplitze zu schaffen
Eine Studichanstalt zur Ausbildung leitender Bibliothekare unci:
Lektn{-en sall dem qualifizierten Nachwuchs die Vorbereitung suf
den hiheren allgemeinen Bibliotheksdienst ermoglichen.

IMe Hochschul-, Spezial- und Instituisbibliotheken

Die Entwicklung der Wissenschaft zwingt zum planmiaBigen Ans-
bau WIESE]?E'EJIEfﬂiﬂIEI' Allgemeinbiblintheken, Universitiats- und
Hud'lsd'mlzhlhli!}th*e}:en, Spezial- und Institutshiblistheken sowie Do-
kumentationseinrichtungen fiir alle wisenschaftlichen Disziplinen,

Der Beschaffungsetat der Eibiiutheken izt wesentlich zu erhéhen.

Eine moderne Bibliotheksstrukiur erfordert die VergriBerung der

stﬁneﬁile und die Vermehrung ihrer unmittelbar zugiinglichen Be-
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Bei der Planung neuer Hochschulen ist eine der wissenschattlichen
Organisation entsprechende Gliederung der Hochschulbibliothek so-
wie dor Instituts- und Seminarbiblictheken anzustreben.

Speziaihibliotheken und Biblicthcken von Forschungsanstalten, die
die Literatur ihres Fachgebietes vollstindig sammeln, sind beson-
ders zu fordern. Sie bilden die Grundlage fiir eine erfolgreiche Ar-

beit der Institute.

Dokumentationsstellen und Dokumentationsdicnste sind filr alle
wisscnschaftlichen Disziplinen einzurichten und auszubaven Ein
elektronisch gesteuertes Dokumentationszentrum kiénnte alle puch-
und Zeitschriftenbestéinde der wissenschaftlichen Bibliolheken er-

schliefien.

Zentrale Einrichtunpen — Deutsche Staatshiblivinek

Zentrale deutsche Einrichtungen, wic besonders die Deutsche Bi-
bliothek in Frenkfurt am Main, bedlirfen iiberregionaler Forderung.
Die in Marburg und Tithingen untergebrachten Bestinde der che-
maligen PreuBischen Staatsbibliothek sind mach Berlin zuriickau-
fithren. Sie bilden den Grundstock fiir die ,Deutsche Staatshiblio-
thek" die mit dem Recht auf Pilichtexemplare auszustatten ist.

Bei ihy ist eine Forschungsstelle fiir Buch- und Eibliathekswissen-
schafien einzurichten, die die Unierlagen fiir den weiteren Ausbau
und die Entwicklung des gesamien Bibliothekswesens und des Be-

bliotheksbaues zu erarbeiten hat.

Bildungshilfe fiir Entwickiungslander

Die Entwicklung der Vilker Asiens, Afrikas und Lateinamerikas
verlangt den Beistand der Industrielinder. Ilie Wirksamkeit tech-
nischer und finanzieller Hillen hingt von einer grundlegenden Bil-
dungshilie ab. Sie erreicht den Menschen unmittelbar und ist der
wirkungsvollste Ansatz zur Férderung eigener Initiativen.

Alle Bildungshilfe mu8 den Bediirfnissen und sazialen Gepgeben-
heiten der Entwicklungslinder angepa8t werden. Sie schliefit poti-
tische Auflagen aus, veranschauticht und fordert dieldee der Pariner-
schatt und der internationalen Solidaritit und biefet sich ais Platt-
form fiir das Zusammenwirken staatlicher und privater Stellen an,
deren Mitwirltung besonders wichiig ist. Unier Anerkennung der
Bedeutung multilateraler Hilie erlaubt Bildungshilfe, hilateraie

ad




Mafnahmen fiir die IEntwicklung partnerschaftlicher Beziehungen
stiirker zu nutzen.

Malinahmen in der Bundesrepublik

Um die Sprach- und Anpassungsschwierigkeiten zu iiberwinden, soll
die [achliche Aunskildung grundsiitzlich in das System unserer be-
ruflichen Bildungswege cinhezogen werden (20 B. Anschlulllehre
in Deutschland, Fachschule, Fachakademien, Hachschule), Diese Auys-
bildung sollte sich vorwiegend aul Gehiete konzentrieren, filr die
in den Enitwickiungslandern eigene FEinrichtungen fehlen, Um
Schwierigkeiten bei der Rlckanpassung zu vermeiden, muB ein be-
stimmtes Mafi an Bildung und persbnlicher Reife vorausgesetzi
werden.

Eine standige Betrewing aurh auflerhalb des fachlichen Bereichs
sichert den Erfolg der Aus- und FortbildungsmalBnahmen.

Nachkontakte in menschiichen und fachlichen Bezichungen vertiefen
stindig die Wirkung der Bildungshilfe.

Die Fachalkademien milssen sich stirker darauf einstellen, auch fiir
Entwicklungslinder mittlere Fithrungskraite auszubilden und damit
zur Entlastung der Universititen beizutragen.

An den Universitiiten und Hochschulen sind die Erfolgsaussichten
der Sludenten aus Entwicklungslindern zu verbessern.

Der Studienheratung wird bereits in den Heimatlindern verstirkte
Auimerksambeit geschenkt.

Propiddeutische Siudienkeollegs vermitiein den Studienbewerbern
die sprachlichen und fachlichen Grundlagen der gewiinschten Aus-
rildung.

Studierende, die den Anforderungen eines Hochschulstudiums nicht

gewachsen sind, sollen zu einem angemessenen vorakademischen
Ausbildungsabschiuf mefithrt werden,

Eine ausreichende Zahl von Vertrauensdorenien und Tutoren be-

treven an den Universitéter, Haochschulen und Fachak. icrmicn die
Studenicn aus Entwicklungslindern.

Die Studienfdrderung sollte stirker als bisher beriicksichtipen, dad

viele Entwicklungsiinder iiber eigene Universitéfen und Hochschu-
icn verfligen. :

Sj:ipendie::n sollten iiberwiegend fiir Studienzweige vergeben werden,
die an den Heimathechschulen nicht vertreten sind. Die Auswahl

der Stipendiaten solite die Bediirfnisse ithrer Heiratlinder beriick-
sichtipen,
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Studienbewerber, von denen ein Studienabschlull ar einer deulschen
Hachschule erwartet werden kamn, sind zu bevorzugen, wie auch
junge Akademiker, die eine Verticfung ader Erginzung ihrer Aus-
bildung anstrebern.

Mafnahmen in den Entwicklungslindern

Alle Malnghmen und Einrvicttungen staatlicher eoder privater Bil-
dungshilfe miissen auf eigene Pline der Entwicklungslander abge-

stimmt gein. Veorzugswiirdig sind Vorhaben, an denen das Partner-
land von Anfang an mitwirkt oder die nach einem iiberschaubaren

eitraum dem Parinerland iiberlassen werden kdnmen.

Die Aunsbildung mittlerer Fach- und Fibrungskriifte bildel wegen
threr Dringlichkeit das Kernstiick deutscher Bildungshilie.

Projekte industrieller oder agrarischer Entwicklung miissen auf
die Notwendigkeit und Maglichkeit begleitender Bildungs- und Aus-
bildungshilfen hin gepriift werden.

Eine systematische Erfolgskontrolle beobachtet stindig die Wirkun-
gon der einzelnen MaBnahmen und koordiniert sie in strukiurell

verwandien Lindern.

Die Helfer des Deutschen Entwicklungsdienstes sind neben Sach-
verstindigen und technischen Fach- und Lehrkriften von hervor-
ragender Bedeutung, denn sie zeigen besonders stark die Bereit-
schaft der jungen Generation zur unmitlelbaren Hilir.

Staatliche und private Einrichtungen, die Berater und Entwick-
lungshelfer anf ihre Aufgabe wvorbereiten, werden besonders ge-

fardert. |
Die soziale Sicherung der Entwickiungshelfer wird verbessert, fiir
ihre reibungslose Riickgliederung wird gesorgt.

Die Titigkeit in Entwicklungslindern gilt im 6ffentlichcn und pri-
vaten Bereich als besonders gualifizierendes Merkmal beruilicher

Bildung.

Eniwicklnngshilie und Offentlichkeit

Voraussetzung ciner allgemeinen Anerkennung der Bildungshilfe
fiir die Entwicklungslinder ist die umiassende und sachgerechte

Information der Offentlichiceit.

Die Lehrpline der Schulen, Fachakademien und Hochachulen _miis-
sen stirker als bisher Probleme der Entwicklungslinder einbe-
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ziehen. Einrichtungen der Erwachsenenbildung, die in diesem Sinne
wirken, sind besonders zu férdern.

Die Massenmedien sollten den Aufgaben der Bildungshilfe erhohte
Aufmerksarnkeit schenken.

Bildungs-~ und Wissenschaftspolitik im
Bundesstaat

Bildungspolitik ist Politik fiir morgen, ikre Erfolge wie ihre Ver-
saumnisse werden erst nach Jahrzehnten sichtbar. Ihre Malistibe
milssen aus der Vorausschau gewonnen, ihre Malinahmen auf die
Zukunit gerichtet sein.

Die Hauptlast der Verantwortung fiir die Bildungs- und Wisscn-
schaftspolitik liegt bei den Bundesléndern, Sie werden ihr nur
cerecht, wenn gie s=ich gemeinsam mit dem Bund fiir das Ganze
verantwaortlich fithlen, Dazu wedirfen sie bel der Bildunhgsplanung,
der Aushildungsiérderunz und der Firderung wissenschaftlicher
Forschung einer ebenso engen Zusammenarbeit mit dem Bund
wie bel der Entwicklung des Erzichungs- vnd Bildungswesens der
Mitwirkung dar Gemeinden. Die Verantwortung alier fiir die Siche-
rung der geistigen, sozialen und Okonomischen Fxistenz unseres
Volkes verlangt sine enge Koordinierung ihrer pflegenden, firdern-
den und ordrenden Malinahmen.

Koordinierung der Bildungs- und Wissenschafispolitik

Die Sozialdemokratische Partei betrachtet die Bildungs- und Wis-
senschaftspolitik als gemeinsame Verpilichiung von Bund, Lindern
und Cemeinden. Der durch das Grundgesetz jedem Deutschen zn-
gesicherte Anspruch auf gleiche Bildungschancen, auf Freiziigighkeit
und Freiheit der Waht van Beruf und Ausbildungsstéitte erfordert
die gemeinsame Flanung und Koordirderung aller kultur- und wis-

senschaftspolitischen MaBnahmen von grundsitzlicher und iiberregio-
naler Bedeutung:

Fur die Ausarbeitung von Bedarfsplinen zur weiteren Entwicklung

des Hrziehungs- und Bildungswesens und der Wissenschaft sind
gemeinsame Richtlinien 2u erstellen.

Neue Zieivorstellungen sind zu entwickeln und langfristigen Aus-
hauplinen sugrunde zu legen.
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Kultur- und wissenschaftspolitische Fragen von grundsatzlicher
und iberregionaler Bedeutung sind im Bundestag und in den
Landesparlamenten gleichzeitig zu erdriern, wenn ihre Losung ge-
meinsame MaBnahmen erforderi.

Tiir Bereiche, deren einheitliche Ordnung durch die Gesstzgebung
erfolgen muf, sind gemeinsame Grundsitze zu entwickeln.

Die Offentlichkeit ist nachhaltig ilber kultur- und rrissenschafts-
palitische Aufgaben unseres Volkes aufzuklaren,

Fin Deutscher Biidungsrat wird berufen.

Der Deutsche Bildungsrat

Der Deutsche Bildungsrat soll den Parlamenten und Verwaltungen
helfen, ihrer Verantwortung fiir eine planvolle Bildungspelitik ge-
rechi zu werden. Er hat die Aufgabe, die Entwicklung des deutschen
Brziehungs- und Bildungswesens in ihren sozialen, polilischen und
wirtschaftlichen Auswirkungen zu verfolgen, Fehlentwicklungen
und Engpdsse aufzuzeigen, die Ergebnisse der péadagogischen For-
schung fiir die Politik nutzbar zu machen, die Parlamente und
Verwaltungen auf die Erfordernisse ordnender und férdernder
Staatstitigkcit hinzuwelsen und die Kultusministerkonferenz zu be-
raten.

Dem Deutschen Bildungsrat gehdren zwanzig Personlichkelten aus
den Bereichen der Wissenschaft, der Exziehung und des Bildungs-
wesens, der Wirtschaft und der Politik an, die auwf gemeinsamen
Vorschlag der Kuliusminister und der Bundesminister fiir wissen-
schaftliche Forschung und des Inneren von den Ministerprisidenten
der Linder herufen werden. Er erstellt alle zwei Jahre einen Bericht
iiber seine Titipkeit und die zukiinftigen Aufgaben im Erzichungs-
und Bildungsweser, in dem auf die Schwerpunkte und Dringlich-
keitsstufen einer koordinierten Bildungspoliiik hingewiesen wird.
Dieser Bericht ist den Abgeordneten des Bundestages und der Land-
tage zuzustellen.

Die vielfiltige Verflochtenheit des Erziehungs- und Bildungswesens
mit allen Lebensbereichen erfordert, daB sich alle bildungspoliti-
schen MaBnahmen an der Vorausschau auf die gesellschaftliche, poli-
tische und wirtschaftliche Entwicklung orientieren. Auch die Bil-
dungspolitik muBf in der Lage sein, sich auf die Erkenntnisse
wissenschaftlicher Farschung zu stlitzen,

In der Bundesrepublik bedarf es groBer Anstrengungen, um in For-
schung und Lehre auf den Gebieten der Bildungssoziclogie und
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-tkonomie, der piidagogischen Psychologie wie der vergleichenden
Erzichungsiorschung den Anschluli an den Stand der internationalen
Wissenschaft wicdorzugewinten.

Drer Deutsche Bildungsrat wird seine Empfehlurngen und Berichte
nur in enger Verbindung mit dem Max-Plands-institut filr Bildungs-
wesen und dem Deutschen Institut fiir infernationale pidagogische
Forschung erarbeiten kdannen, die durch grefziigigen personellen
und sacnlichen Ausbau in die I.age verseizt worden missen, alle
cerforderlichen Grundlagen for die langiristige Planung der welteren
Entwicdklung des deutschen Erzichungs- und Bildungswesens bereit-
zustellen.
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Bildungspolitisches Sofortprogramm

(Beschlossen vom Parteivorstand am 11. September 1964 in Bonnj

Die Spzialdemckratische Partei hat die Bildungspolitik zur wichtig-
sten Cemeinschaftsanfgabe erklért, In ihren Bildungspolitischen
Leitsiatzen sctzt sie klare Malstdbe filr die Entwicklung des deut-
schen Bildungswesens. Sie stellt diese Leitstitze als Grundiage eincs
nationalen Bildungsplanes zur politischen Entscheidung. Zur Uber-
windung des gegenwiirtigen Bildungsnotstandes halt die Sozialde-
mokratische Partei Sofortmafnahmen auf den folgenden vier Ge-
bieten fiir vordyingiich:

I. Nationale Bildungs= und Wissenschafispolitik

1, Erhthung der Ausgaben filr Bildung und Wissenschaft auf 5,5
v, H, des Bruttesozialprodukis bis 1970

9. Engere Zusamnmenarbeit von Bund, Lindern und Gemeinden.

3. Bessere Koordinierung der Bildungspelitilk der Linder; Verbes-
serung der Wirksamkeit der Sténdigen Konferenz der Kultus-

minister; gemeinsame Bedarisplanung der Linder.

4, Zusammenfassung der Aufgaben des Bundes in der Firderung
wissenschaftlicher Forschung, der Ausbhildungskérderung und der
Bedarfsplanung in einem Bundesministeriurm.

5. Verabschiedung eines Bundesgesetzes zur Firderung der wisscn-
scheftlichen Forschung,

6. Jihrlicher pemeinsamer Bericht von Bund und Liindern itber den
Stand von. Bildung und Wissenschaft an den Bundestag und die

Landerparlamente.
7. Berufung =ines Deutschon Bildungsrates.

1. Beseitigung des Lehrermangels

1. Verbesserang der Eesoldung.

3. Erleichterung der Ableistung des Wehrdiensies.

3. Mechr Fachlehrer fiir technische und musische Fécher und fiir
apart,

4, Verwaltunps- und Schulhilfskriite {ir alle nichtpidagogischen
Aufgaben. e

i, Erprnhuné moderner Unterrichtsinothaden wie Funk, Fernschen,
Sprachlabor und programmierter Unferricht.

6. Wiedergewinnung von' Lehrkriifien, die wegen Heirat oder wegen
Erreichung der Altersgrenze ausgeschieden sind.
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IIl. Verhesserung der Bildungseinrichtungen, dex Zugangs zu wei-
terflihrenden Schulen und Erhithung der Abiturientenzahl

1. Aushau der Volksschuloberstufe cdurch Kern- und Kursuntierricht.
Einfiihrung des 9. Schuljahres und Erprobung des 1. Scl-
jahres.

2. Verstirkie Schulversuche enisprechend der Berliner Erkldrung

der Ruliusministerkzonferenz vom Marz 1864, Im Zusammenhang
damit:

Verstirkte Schulversuche mit der Forderstufe des Rahmen-
planes und

Erprobung von Ubergingen in weiterfilhrende Schulen auf
allen Stufen.

3. Errichtung wvon Tagesheimschulen und Ganztagesschulen.

4, Grofzigige finanzielle Hilfe fir die Gemeind n zur Errichiung
von Mitte!punktschulen, Schulbuskosten tibernehmen die Lénder.
Verzicht auf wenig gegliederte Schulen.

3. Aushau der Sonderschulen.
6. Vermchrung der Stipendien und Erziehungsheihilfen,

7. Eingehende Informationen der Eltern tiber die verschiedenen
Schularten und die Moglichkeiten der Weiterbildung und der

finanziellen Forderung. Weckung des Verstandnisses fiir lingere
und bessere Aushildung.

IV. MaBnahmen Ini Bereich der wizienschaftlichen Hochschulen
1. Konzentration ind Verkiirzung des Studiums durch Gliederung

in Grind- und Hauptstudium mit sinnvoller Leistungskontrolle, =

auch durch Studienheraf:ung_ unter Einsatz von Tutoren;
Rationalisierung der Studien- und Pritfungsordnungen.

2. Beschleunigung des Aufbaues neuer und der Erweiterung be-
stehender Hochschulen. Entschﬂdung ither wea,tere Neugriin-
dungen his 19686.

3. Verbessarung der Persunalstruktur an den I-Iucimclm]en Ange-
messene Neuordnung dar Hﬂehs{hulverwnltung Hochschulge-

setzz in allen Lindérn auf der Grundlage der Bildungspoli-

tischen leitsitze der SPD und der Empfehlungen des Wissen-
schaftarates. |

4. Verecinfachung des Haushaltsrec.htel: der Hochschulen und lanlt.'-‘-
fristige Finunz— um:l Wirtschuttsplanung o

5. Beszere Auuatattung der Hochschulbauimter.

EntschlieBungen der Parteitage
zur Bildungspolitik

Karlsruhe 1964

Die Sozialdemokratische Partei Deutschlands sieht in der grund-
Iegenden Reform des deuischen Erziehung:- und Bildungswesens
und in der Forderung von Wissenscha®t und Forschung, die wich-
tigste Gemeinschaftsaufgabe unseres Volkes. Von ihrer Lisung hangt
es ab, ob unser Land seine Zukunft als freiheitliche und soziale
Demokratie sichern und mit der sozialen und wirtschaftlichen Ent-
wicklung der Industrienationen Schiritt halten kann.

Die Sozialdemokratische Partei hat in ihren Bildungspolitischen Leit-
sitzen klare MaBstihe fiir den Ausbau des Erziehungs- und Bil-
dungswesens gesetzt. Der Parteitag fordert alle Sozialdemokraten
auf, die Bildungspolitischen Leitsitze zur Grundlage ihrer Politik
zu machen.

Die sozialdemokratieche Bundestagsfraktion wird dafiir einfreten,
daf die Linder und Gemeinden ihre Aufgaben finanziell besser als
bisher erfiillen kénnen und daBl der Bund seiner Verpflichtung zur
Forderung der wissenschaftlichen Forschung und der Aushildungs-
forderung sowie zur gemeinsemen Bedarfsplanung mif den Lindern
und Gemeinden nachkommt.

Die sozialdemokratischen Landtagstraktionen werden die Bildungs-

und Wmnadwft&pnhtﬂc zum Schwerpunkt ihrer parlamentarischen
Arbeit machen, um in jhrem Verantwortungsbereich die Zielvor-
E-tellungen der Bildungspolitischen Leitsitze zu verwirklichen.

DIE sozialdemokratischen Knmmunalpnht:ker sehen im Ausbhau der
Bildungsstitten einen besonders wichtigen Teil ihrer Verantworiung
tiir das Wonl der Gemeirde. Der Anteil der 6ffentlichen Ausgaben

_ fir Bildung und Wissenschaft ist biz 1970 auf mindestens 5,5 %o
" des Bruttosozialprodukts zu sieigern.

Das bestehcnde Bildungsgefalle zwischen den Bundeslindern und
der drolieride Bildungsnotstand erfordern entschlossenes politisches
Handeln in Bund, Lindern und Gemeinden. Sie SPLD} hat allen

~ . demckrztischen Parteien ein - bildungspolitisches Sofort-Programm
- vnrgepdﬂagen, demnmmtlgste Punkte sind:

Zusammenarbeit von Bund, Lindern und Gememden, ge-
meinume Bednriaplmung,
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Aushau aller Einrichtungen des aligemeinen und beruflichen
Schulwesen, Erh&hung der Zzhl der zu gehobenen Abschliissen
gefiihrien Jugendlichen, insbesondere Erhiéhung der Abiturienten-
Zahl;

Erhéhung des Anteils der Jugendlichen aus den Gruppen der
Beviliserung, die bisher nicht anpgemessen auf weiterfithrenden
Bildungseinrichtungen vertreten sind;

Behebung des Lehrormangels und Verstitkung des Schulbaues;
groflziigige Forderung der Erwachsenenbildung;

keschleunigier Ausbau der bestechenden und Aufbau neuer wissen-
schaftlicher Hochschulen sowie Konzentration und- Verkiirzung
des Studiums.

Der Parteitag bhegriiflit die Initiative Willy Brandts, mit den Parteien
der Bundesrepublik zu einer Verstindigung tther die Malnahmen
2 gelangen, die in allen Bundeslahdern unverzéiglich in Angriff
genommen werden miissen. Er erwartef, deli diese Verhandlungen
miglichst bald aufgenommen und zuz einem Erfolg fithren werden.

Dortmunid 1966

" Der Parteitag der SPD hegriit das wachsende Interesse am Lei-

stungsstand von Bildung und Wissenschait. Er dankt allen, die die
sozialdemokratischen Initiativen in der Rildungs- und Wissenschafts-
politik in Bund, Léndern und Gemeindén unterstiitzen. Weit {ber
die Partei hinaus gelten ihre Bildungspolitischen Leitsiitze als Mn-
dell einer zeitgemniiBen Entwitklung, -

‘Noch immer aher ist das Tempd dieser Entwicklung zu langsam

und ihre Ziclsetzung oft zu kurzsichtig peplant, um den Riickstand
der Bundesrepublik hinter anderen Industrienationen aufzuholen,
Day liegt nicht nur an finanziellen Engpissen, die infolge einer ver-
fehlten Finanz- uvnd Steuerpolitik der Bundesregierung 'in den Haus-
halten aller Gebietskdrperschalten entstanden sind. Ebenso hem-
meénd sind ideologische Vorurteile und standespolitische Interessen.
Die Partel mv@ ihre Anstrepgungen verstirken, um gemeingam mit
allen verantwortungsbewuBten Kriiften fir die lebensnotwendigen
Reformen Verstindnis und Unterstiiizung zu gewinnen. Die Diskus-

" slon um die sozialdemckratischen Sachvorschlige und die Beispiel-

wirkung vorbildlicher Leistungen .sozialdemokratischer Bildungs-

und Wissenschaftspolitik’ in Lérdern und Gemeinden mull wer-

breitert und daftir miixsen geelgiiete publizistische Wege gefunden

~ werden. ;
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Schwerpunkie der Bildungspolitik

Dor Parteitag hegrilit die Konstituierung des Deutschen Bildungs-
rates und beglickwiinsehi die vom Bundesprisidenten berufenen
Mitglieder seiner Bildungskommission zn ihrer schweren und ver-
antwortungsvallen Aufgabe. Die Sozialdemokratische Parteil erwar-
tet won ihr eine Versachlichung der Auseinandersetzungen um die
Eniwicklung des Bildungswesens. Folgende Aufgaben scheinen uns

besonders dringend:

1. Fine Vorausschau des finanzielien Mindestbedarfs zur Verwirk-
lichung der Planungen fiir die ndchsftn finf Jahre.

5 Fine Bestandsaufrahme aller Bildungscinrichtungen in den Bun-
deslindern nach einheitlichen Malstaben.

3, Eine Gepeniiberstellung dieser Bestandsauinahme mit dem Bil-
dungswesen in Mitteldeutschiand.

4. Rine Trendprognose der technologischen, suzinlngischen und dko-

nomischen Entwicklung der Bundesrepublik his 198,

5. BEine Analyse der daraus sich ergebenden Anforderungen an die
inhaltliche und strukturelle Entwicklung aller Bildungseinrich-
tungen sowie eine Zusammenfassung der notwendigen Mal-

nahmen, um diescn Anforderungen zu genugen.

' Die Sozialdemokratische Paviei wird die Arbeit des Deutschen Bil-

“dungsrates in jeder Weige unterstlitzen. Sie wird sich gegen alle

Versuche wenden, sein tinabhingigey Urtcil, dessen difentiliche Dis-
lussion ader seine Arbeitsfihigkeit 211 beeintrichtigen, Sie wird sich
mit allen Empfchlungen des Bildungsrates ernsthaft auseinander-
setzen, ohne sich his zu ihrer Vorlage vern palitischen Handeln zu

dispensieren.

Schwerpunkte sozialdemokratischer Bildungspolitik sind heute:

1, Im Schulwesen erfordert die sparsamste Verwendung offentlicher
Mittel die Einfllhrung rationellerer und pédagogisch ergiebigerer
Arbelisformen, Organisationsstrukturen und Bauplanungen.

9. Fiir Ausbildungsforderung nach den Crundsitzen der Bildungs-
politischen Leitsitze miissen Hechtsgrundisgen ge_s&affen_ wer-
den, die die Gleichhel} der Bildungschancen und die &usbﬂdung
aller Begabungsreserven sichern. Der Bildungspolitische -us-
schull des Parteivorstandes wird auigefordert,- sine gemeinsame
Konzeption der sozialdemokratischen Fraktit. des Bundestages
und der Liinderparlamente zur Losung der damif verbundenen

Probleme varzulegen,
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3. Die Berufsaushildung muff endiich rechiliche Grundlagen er-
halien, die einer vom technischen Fortschritt geprigten dyna-
mischen Wirtschaft gerecht werden und den Grundsitzen der
EWG-Kommission entsprechen. Nachdem die Bundesregierung
dem Auftrag des Bundestages vom 27, Juni 1962 zur Vorlage
eines Berufsausbildungsgesetzes nicht nachgekommen ist, fordert
der Parieitag die sozialdemokratische Bundestagsfraktion aui,
einen Gesetzentwurf lber die Berufsausbildung auf der Grund-
lage der Bildungspolitischen Leitsatze einzubringen.

4. Der bezahite Bildungsuriaub zur beruflichen und politischen
Fortbildung aller Arbeitnehmer ist dringend eriorderlich. Um dic
Einheitlichkeit im Bundesgebiet sicherzustellen, sollte der Bun-
destag von seinem Recht zur konkurrierenden Gesetzgebung Ge-
brauch machen. Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion
sollte dabei die Initiative ergreifen.

Schwerpunkie der Wissenschalispolitik

Folgende Schwerpunkte stehen im Vordergrund sczialdemokrati-
scher Wissenschafispolitik: .

1. Die Zusammenfassung aller wissenschaitspolitischen Aufgahen
des Bundes im Bundesministerium fiir Forschung. Die sozialde-
mokratische Bundestagsfraktion sollte weiterhin auf eine ent-
sprechende Ausstattung dieses Ministeriums driingen.

2. Die Ausgaben des Bundes zur Férderung der wissenschaftlichen
Forschung bis 1888 miissen die Empfehlungen des Bundesberichis

LForschung I¥ werwirklichen, Die sozialdemokraiische Bundes-

-tagsfraktion wird auf dem Vorrang dar Wlssensc'haftspuht:tk in
der Hanghaltsgestalfung bestehen,

3. Der Aus- und Neubau wissenschaftlicher Hochschulen und Aka-
demien mufi fortgesetzt werden. Seine Finanziesung ist nach

dem Generalplan des Wissenschaftsrates als Gemeinschaftgauf-

gabe von Bund und Lindern zu sichern. Die Sozialdemokratische
Partei setzt sich Hir eine gemeinsame mittelfristige Finanzpla-
nung von Bund und Lindern ein, die die Vorschlige des Wissen-
schaftsrates nicht einschrinkt. =

4. Die Fiérderung der iiberregionalen Forschungseinrichtungen und

GroBforschungsaniagen verlangt verstirkte Anstrengungen des .
Bundes! Die Sozialdemokratische Partei tritt datir ein, die

staatliche Forschungsfdrderung in den Universitéiten und For-

schungsinstituten mit der, industriellen Gemeinschaftsforschung
besser abzustimmen.
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3. In der Atom- und Weltraumiforschung sind der Bundesrepublik
nationale und internationale Aufgaben gestellt, die nicht aus
Prestigegrinden, sondern #mn Interesse unsercr Teilhabe am
technischen Fortschritt eine betrachtliche Stelperung der entspro-
chenden Haushalisansitze verlangen.

Finanzierung von Bildung und Wissenschaft

Der Parteitag nimmt zur Xenntnis, dal der Sachverstindigenrat
zur Begutachtung der gesamtwirtschaftlichen Entwicklung in seinem
Jahresgutachten 1965 eine iiberproportionale Steigerung der Aus-
gaben fir Bildung und Wissenschaft fiir notwendig hilt. Er ist der
Auffassung, daBl die von der Bundesregienung entscheidend mitver-
ursachten konjunkiur- und finanzpoelitischen Schwierigkeiten auf
keinen Fall auf Kosten derjenigen Investitionen gelist werden diir-
fen, die Voraussetzungen des Wirtschaftswachstums sind. Zukunfis-
sicherung ist wichtiger als Gegenwartskonsum.

Der Parteitag begriilt die erneute Initiative Willy Brandts, auf
dieser Grundlage eine Verstindigong zwischen den Parfeien zu

erzielen und fordert CDU, FDP und CSU auf, unverziigiich in die
Beratung einer gemeinsamen Konzeption zur Losung der finanz-
politischen Probleme bel der Verwirklichung der bildungs- und wis-
senschaftspolitischen Aufgaben cinzuirelen.

Der Parteitag beaufiragt den Bildungspolitischen Awusschull des
Parteivorsiundes, fiir die Auseinandersetzungen uvm die kiinftige
Verteilunjg der Gemeinschaftssteuern zwischen Bund und Lindern
wie fiir die Verhandlungen zur Finanzreform Unterlagen iiber den
kiinftigen- Finanzbedarf von Bildung und Wissenschaft vorzuberei-

ten -

Die sozialdemokratische Bundestagsfraktion bleibt aufgefordert,
weiterhin dafiir einzutreten, dall Linder und Gemeinden ihre Auf-
gaben voll erfiillen kénnen und daB der Bund seinen Verpilichiun-
gen zur Forderung der wissenachaftlichen Forschung in gemein-
samer Bedarfsplanung mit den Lindern und Gemeinden nach-

kommt. .

Koordinierung smiﬂdemukraﬁﬁer Bildungs- und Wissunschafts-
politik : |

In der bundegstaatlichen Verfassungsordnung sollen die pnhtlschen
Parteien zu exﬁner gleichmiligen Entwicklung der Lebensverhilt-

nisge im Gesamtataat beitragen. Die Koordination der sozialdemo-
kratischen Kilturpolitik in den Parlamenten der Lirnder und des
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Bundes zeigt ernmsthafie Mingel, Der Parteitag fordert die sozial-
demokratischen Fraktionen und Regierungen auf, im Bildungspoli-
tischen Ausschufl des Parteivorstandes mit dem Ziel zusammenzu-
wirken, in wichtigen Entscheidungen die gemeinsamen Grundlagen
sozialdemokratischer Bildungs- und Wissenschaftspolitik sichibar
werden zu lassen. Dazu ist eine Intensivierung des Informations-
und Erfahrungsaustausches ebenso erforderlich wie die Verbesse-
rung der bildungspolitischen Publizistik der Partfei.

Niirnberg 1968

(Aus: Beitrag der SPD zu aktuellen Problemen der deutschen Politik)

Bildurgspolitik

2) Die SPD sieht in dem zunchmenden BewuBtsein der Offentlich-
keit, dafl die Fragen der Bildung und Wissenschait dringend
gelost werden miissen, eine Bestitigung ihrer eigenen bildungs-
und wissenschaftspolitischen Initiativen. Schon auf threm Partei-
tag in Miinchen 1956 hat die SPD auf die Wirkungen des tech-
nischen Fortschritts und auf den Zusammenhang zwischen Bil-
dung, Wissenschaft und Forschung mit der gesellschaftlichen,
technalegischen und wirtschaftlichen Entwicklung hingewiesen. Ihr
Plan Z -~ Die Zukunfi meistern® stellte 1959 die entscheidende
Bedeutung der Bildungs- und Wissenschaftspolitik fir die Zu-
kunit unserer Gesellschaff heraus. Im Jahre 1964 beschloli die
SPD ihre ,Bildungspolitischen Leitsitze”, mit denen sie sich
hisher als einzige Partei in der Bundesrepublik verbindlich zur
Reform des Bildungswesens geiiubert hat. Im gleichen Jahr legte
sie ihr bildungspolifisches Sofortprogramm vor.

b) Die Sozialdemokratische Partei wird ihre bildungspolitischen Re-
formvoerstellungen unier Berlicksichtigung folgender Ziele ver-
wirklichen:

1. Erziehung zum miindigen Menschen;
2. gleiche Bildungschancen ilix alle;

3. mehr und bessere Bildung fiir jeden einzelnen durch For-
derung seincr Anlagen bis zur vollen Entfiiiung seiner Fihig-
keiten;

4. in den Bildungseinrichtungen mufBl gelehrt werden, wie man
selber lernt.

46

¢) Schwerpunkie sozialdemokratischer Bildungspolitik fiir die nich-
sten Jahre sind:

1. Eine erweiterte vorschulische Erziechung soll rechtzeitig Be-
fahigungen wecken, um gleiche Startchancen zu schaifen.

9. TTm mchr Schiiler als bisher zu Ahschifissen mit héheren
Qualifikationen zu fithren, sind ein 10. Pflichtschuljahr und
die Ganztagsschule erforderlich.

3. Wo immer es mdglich ist, sind durch Gesamtschulen die tra-
ditionellen Schulformen Haupischule, Realschule und Gym-
nasium zu integrieren. Berufsschulen und Berufsausbildungs-
schulen sollen einbezogen werden.

4. Die Hauptschule mull organisatorisch und p#dagogisch 3o
gestaltet sein, dall die Weiterentwicklung zur Gesamtschule
méglich bleibi., Bis dahin miissen auch auf spiteren Stufen
Ubergiinge zu weiterfiihrenden Schulen institutionell gewihr-
leistet sein.

5. Die Ausbildungsforderung jst durch ein Ausbildungsfdrde-
rungsgesetz zu vereinheitlichen, damit die Gleichheit der Bil-
dungschancen gesichert ist.

6, Die Bernfsausbildung mubB nach den Grundsitzen der BEWG-
Kommission durch Gesetz so geregelt werden, daB sie der

vom technischen Fortschritt geprigien dynamischen Wirt-
schaft gerecht wird.

7. Zur beruflichen Fort~ und Weiterbildung sowie zur politischen
Bildung ist ein bezahlter Bildungsurlaub fiir alle Arbeiineh-
mer einzuflihren. Die Finrichfungen der Erwachsenenbildung
mitissen ausgebaui werden.

d) Die Sozialdemoikratische Partci wird in Bund, Landern und Ge-
meinden die Moglichkeilen der Kooperation nutzen, um ihre
" bildungspolitischen Vorstellungen zu verwirklichen.

Politische Bildung

a) Freiheit und Demokratic in der indusiriellen Gesellschaft sind
nur denkbar, wenn eine stindig wachsende Zahl von Menschen
zur Mitverantwortung bereit ist. Ein entscheidendes Mittel, diese
Bereitschaft zu wecken, ist die politische Bildung,

b} Bei Bildungs- und Wissenschafisforderung ist die politische Bil-
dung gleichrangig zu behanden,
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Sie mufl den Biirger zum kritischen Denken erziehen und ihn
befihigen, zwvischen politischen Alternativen seine Wahl zu tref-
fen. Die politische Kontroverse hat die Themenwahl zu bestim-
men. Erst dann wird der einzelne seine staatshurgerlichen Hechie

und Pflichten voll wahrnehmen,

¢) Die Einrichtungen der pelitischen Bildung miissen arbeitstech-
nisch und pidagegisehl auf den modernsten Stand gebracht

werden.
Dazu ist eine langfristipe Finangierung durch Bund, Linder und
Gemeinden eriorderlich.

d) Politische Bildung, die den Notwendigkeiten einer modernen de-
mokratischen Gesellschaft geniigen soll, erfordert den bezahlien
Bildungsurlauh.

e) Die Zusammenarpeil von sezialwissenschaftlicher Forschung und
politischer Bildung liegt Im wethselseiligen Interesse, Die Ana-
lyse der Konfliktbereiche, der Lernmotivationen, des Selbst- und
Wirklichkeitsverstiindnisses der Biirger und die stindige Eifekti-

. vitilskonirelie politischer Bildungsarbeit miissen planmiliig be-
iriehen werden.

f} Der Erfolg politischer Bildung hingt aber auch von der Quali-
tat und Anzahl der haupi- und ehrenamilichen Mitarbeiter ab.
Die Triger der politischen Bildungsarbeit miissen frei von staat-
lichem Dirigismus blethen. Fiir einen unmittelbaren Kontakt zum
politischen Leben mufi ein stdndiger Austausch zwischen Leh-
renden und in der pelitischen Verantwortung Stehenden ange-

strcbt werden.

g) Politische Bildung wird nicht nur ven Schuren, Hochschulen,
Volkshochschulen und anderen Triigern politischer Bildungsein-
richtungen betricben, sondern auch von den Massenmedien.

Wegen der Bedeutung von Presse, Film, Horfunk und Fernsehen
verdienen die Beitriige dieser Medien zu einem verantwortungs-
vollen staatsbiirgerlichen Handeln jegliche Untersilitzung,

h) Politische Bildung bendtigt die Ubercinstimmung des tatsich-
lichen Verhaltens mit den verkiindeten politischen Absichten bei
den politischen Parteien, gesellgchaftlichen Gruppen und ihren
Reprisenianten, An solchen Beispielen mufBl sich der Biirger
orientieren kinnen.
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Sozialdemokratische Grundsitze
zur Hochschulgesetzgebung

(Beschlossen auf dem Parteitag in Nitrnberg 1968)

1. Zweek von Hochschulgesetzen

Im Erlall von Hochechulgesetzen delkumentieren sich das Recht und
die Plicht des demokratischen Staates, auf Verfassung und Struktur
der Hochschulen als gesellschaftliche Einrichtungen von grofler Be-
deutung Einflub zu nehmen. Dabei soll die Hochschulgegetzgebung
in erster Linie Impulse zu notwendigen Reformen geben, welche
die Leistungs- und Funktionsfihigkeit der Hochschule durch die
Verwirklichung demokratischer Prinzipien auch in dieser gesgell-
schaftlichen Instifution steigern.

2, Rechisnatur der IHochschulen

Hochschulen sind Binrichiungen des Staates und Kiorperschaiten
des 6ffentlichen Rechis.

3. Sachlicher Geltungshereich von Hochschulgeseizen

Die Hochschulgesetze gellen fliir wissenschaftliche Hochschulen, An-
dere Hochschulen sind in den Geltungsherecich des Goesetzes einziu-
beziehen, wenn ihnen die gleiche Struktur und Verfassung wie den
wissenschaftlichen Hochschulen gegeben werden soll Diz Hochschul-
geselzgebung darf die Planungen und Emtwicklungen, die auf eine
Integration der wissenschaftlichen Hochschulen in das Bildungswesen
abzielen, nicht behindern.

4, Aufgaben der Hochischulen

Forschung, Lehre und Berufsvorbereitung sind die Auigaben der
Hochschute. Sie hat keinen dartiber hinausgehenden Erzichungsauf-
frag.

Die Hachschule dient ferner der wissenschaftlichen Fortbildung
(Kontaktstudium), wozu sie materiell vom Staat instand geset:st
werden mufl. Der Hochschule obliegt es, die dafiir geeipneten insti-
futionellen und didaktischen Formen zu entwickeln, Die Zusararmen-
arbeit zwischen Hochschule und Einrichtunpen der Erwachsenen-
bildung ist zu verstirken,

Ericdrich-Ehort-Stiftung #9
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5. Leitung der Hochschulen

Fiir die notwendige Steigerung der Leistungs- und Funktionsfihig-
keit der Hochschule ist eine starke, kompetente und kontinuierliche
Spilze der einheitlichen Hachschulverwaltung unerldfilich. Eine Ver-
lingerung der Amitszeit des traditioncllen Rektors oder die Direk-
torialverfassung sind allenfalls Ubergangsldsungen. Anzustreben ist
die Prisidialverfassung mit einem Préisidenten, der ir mindestens
sechs Jahre gewidhlt wird (Beamter auf Zelt). Wiederwahl sollie
moglich sein. Der Prisident ist mit weitergehenden Rechten cuszu-

statten als der traditionelle Rektior.

Fine wirksame Kontrolle des Prasidenten ist sicherzusiellen.

. Kuratorinum

Um die notwendige Integration von Hochschule und (Geseilschaft zu
gewiihrleisten, ist ein Kuratorium einzurichten,

7. Zusammensetzung der akademischen Organe

In den Organen ungd Kommissionen der Hochschule miissen Hoch-
schullehrer, wissenschaftliche Mitarbeiter, Assistenten und Studen-
ten vertreten sein. Art und Ausmall ihrer Mitarbeit ergeben sich aus

ihrer unterschiedlichen Situation, ihren jeweiligen Aufgaben und
Funktionen, sowie aus ihrer gemeinsamen Verantwortunpg itr Aus-
bildung, Lehye und Forschung.

8. Pritfungen

Die Priifungen miissen vergleichbar sein. Fir FPriifungsgremien
gilt, dal den Studenten und Assistenten ein Kontrollrecht iiber das
Prufungsveriahren eingerdumt wird.

3, Berufung

Fiir die Beruiung darf die Eabilitation keine unerliBliche Voraus- .

sefzung secin. Das Berufunpsverfahren ist durch EiniGhrung wvo.
— nicht zu groBziigig bemessenen — IFristen fiir die Vorlage von
Berufungsvorschlagen zu beschleunigen und durch die obligato-

rische Ausechreibung von vakanten Lehrstithlen éffentlicher zu ge-

astalten.

Berufungen sind kooperative Akte von Ho{hsdmle und Staat’ Die
Besetzung von Lehrstithlen solite deswegen prinzipiell im Zusam-
mentwirken helder Seifen ecrfolgen. In Ausnzhmefillen soll der
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Staat die Moglichkeit behalten, einen Hachschullehrer seiner Wahl
=11 berufen. In salchen Fillen ist deor Hochschule Gelegenheit zur
vorherigen Stellungnahme zu geben.

Bei Berufungs- und Bleibeverhandlungen ist die Universitdat in die
finanzielle Mitverantwortunsge einzuschalten.

10. Hahilitation

Das Verfzhren der Habilitation ist von allen biirokratischen, stan-
despolitischen und artoritiren Hemmnissen freizuhalfen. Eine Be-
diirfnispriifung darf nicht erfolgen. Das Verfahren darf nur darauf
abgestellf sein, die Befihigung des Bewerbers »ur wissenschailtlichcn
Forschuing und zur akademischen Lehre nachzuweisen. Dabei sind
wissenschaitliche Publikationen aller Art {z. B. auch hervorragende
Dissertationen) und Lehrtitigkelt zu werten. Der Vorrang einer
besonderen Hrbilitationsschrift ist ziz beseitigen. Die entscheidende
Beteiligung an Forschungsprojekten ist den im Alleingang erzielten
Ergebnissen wissenschzftlicher Arbeil gleichzustellen. Zur Begutach-
tung der wissanschafflichen Qualifikation sind auswirtige Gutach-
fer ader iiberlokaie Institutionen heranzuziehen.

Die Hochschule haf fir die Ausbildung in den Erfordernissen des
Untérrichis end der akademischen Lehre zn sorget:.

Der ordnungsgemilBe und zligige Ablauf des Verfahrens ist durch
Fristen, innerhalb derer das Verfahren abgeschlossen sein muli, und
dgurch die Einsetzung eines besonderen Hahilifatiersausschusses zu
firdern, der sich auf Anirag des Habilitanden oder eines Angeho-
rigen des Lehrkiirpers jederzeit dber den Stand des Verfahrens zu

unterrichten hat.

“Am Ende des Verfahrens steht die Erteilung der Lehrbefugnis.

I1. Institute

Institute seollen auch durch staatliche Anordnung errichtet werden

kinnen. An die Stelle der monokratisch gefiihrten, einem Lehrstuhl
zugeordnefen Einzelinstitute sind dberall dort, wo es wissenschaft-

lichen Erfordernissen nichi widerspricht, Ku]legia]jnstimte zy schal-

fon, die einer wissenschaftlichen Disziplin oder einem wisgenschafi-

" lichen Problembereich -ziigeordnet sind. Die Unabhingigkeit der

wissenschaftlichen Mitarheiter in den Instituten ist in geeigneter
Weise (auch personalrechtlich) zu sichern. Alle Gruppen sind instl-
futionell in angemessener Welse an der Aufs{ellung der Inshtuts-
nrdnu.ng und an den Institutsaufgaben zu beteiligen.
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12, Gliedesung

Die Gliederung der Hochschule hat sich nach den Anspriichen von
Forschung und Lehre zu richlen. Institule, Abteilungen oder andere

Gliederungseinheiten sollten an - .- “.=lle der herkdmmlichen Fa-
kultiten freten. Eine zweckmil? - :.". Jerung der Hochsthule kann
auch ihurch staatliche Rechisve '~ - fen erfolgen,.

13. Tmmatrikulation

Die Zulassung zum Studium an den wissenschaftlichen Hochschitlen
solite alicin an die erforderliche Vorbildung und den Besitz der
biirgerlichen Ehrenrechte gebunden sein.

14. Allgemeine Studienbeschrinkungen
{numerus clausus)

Lalt sich die Diskrepanz zwischen den vorhandenen Studien- und
Arbeitspliizen anf der einen und der Zahl der Studienbewerber auf
der anderen Seite Lir einzelnc Ficher nicht beseitigen, so kénnen
allgemeine Studienbeschrankungen unumganglich werden, um eine
ordnungsgemile Ausbildung zu gewzhrleisten. Voraussetzung fiir die
Eintfithrung von Zulassungsbeschrinkungen ist, daf alle anderen
Mioglichkeiten, inshesondere MaBnahmen der Studienreform ausge-
schopft worden sind. Zulassungsheschrinkungen an einer Hoch-
schule bhediirfen der Zustimmung der staatlichen Verwallung. Sie
sind jeweils suf ein Semester zu befrisien. Ein den Bedirfnissen
der Hochschule angemessenes und sozial gerechtes Auswahlverf&h—
ren ist zu gewdhrlejsten.

Eine bundeseinheitliche Regelung der Zulassungsverfghren ist drin-
gend notwendig.

15. Zwangsexmatrikulation

Angesichis der gerinpen Bedeutung des Problems der ,Bummel-
studenten” in der Praxis und der Prioritit, melche wirksame Mal-
nahmen zur Studienreform haben soiiten, 1st von einer schematisch
an der Uberschreitung von Mindeststudienzeiten orientierten
Zwangsexmatrikulation abzusehen,

16. Disziplinarredht fiir Studenten

Ein besonderes Disziplinarrecht, welches des Verhalten der Studen-
ten auflerhalb der Hochschulen erfaBt, ist als Uhberbleibsel stin-
dlﬂﬂlEI‘ Vorstellungen abzulehnen. Fiir die Aufrechierhaltung der
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Ordnung inncrhalb der Hochschule genfigen die Anstalisordnung
und das Hausrechi, Beslehende Disziplinarerdnungen sind durch
geeignete Ubergangs- und Schlufbestimmungen in den Gesctzen
ausdriicklich auler Eraft zu setzen.

17. Rechtsstcllung der Studenten

Der Studentenschaft, der alle Studenten durch Immatrikkulation an-
gehtren, ist der Status einer rechisfihigen Kérperschaft des Gffent-
licher: Rechts und eines Gliedes der Hachschule zu verleihen. Die
Mitwirkung an der Selbstverwaltung der Hochschulen wird in
Ziffer 7 dieser Grundsétze behandelt. Der Aufgabenkatalog der
itudentischen Selbstverwaltung sollte die folgenden Bereiche um-
assen:

1. die Vertretung der Gesamtheit ihrer Mitglieder im Eahmen ihrer
gesetzlichen und satzungsmiifigen Befugnisse,

2, die Wahrnehmung der hnchsc:hulpn]itisdien Belange ihrer Mit-
glieder,

3. die Wahrnchmung der wirtschaftlichen Selbsthilfe der Studen-
ten, soweit sie nicht dem Studenhtenwerk {ibertragen ist,

4. die Mitwirkung bei der Studentenfirderung,

9. die Firderung der politischen Bildung und des staaispolitischen
Verantwortungsbewulltseins der Studenten,

6. die Pllege internationaler Studentenbeziehungen,

7. die Unterstiilzung der kulturellen und musischen Interessen der
Studenten,

8. die Pilege des freiwilligen Studentensports,
9. Ist eine demokratische Willensbildung in der Studentenschaft

g_ewiihrleistet, sind die studentischen Vertretungsorgane berech-
t1gl, den Mehrheitswillen o6ffentlich zu vertreten.

Bei der Vorbereitung: grundsiitzlicher hochschulpolitischer Entschei-
flgngen von Exekutive und Legislative ist die Studentenschaft zu
or'en.

18. Sindienreform

Alle durch Hochschulgeseize zu schatfenden Vorausseizungen fiir
eine Studienreform sind auch gesetzlich zu regeln. Dazu gehort

. auch unbeschadet der Verantwortlichkeit der Hochschule die Fr-

michtigung der Kultusverwaltung, verbindliche Grundsitze fiir die

| Aufstellung von Studienplinen und Priiffungsordnungen zu erlassen.
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Dien Hochschulen ist die Einrichtung stindiger Kommissionen iar
die Durchfithrung der Studienreform zur Pilicht zu machen,

19. Vorlesungszeiten

Die Fesilegung der Vorlesungszeiten erfolgt durch die siaatliche
Verwaltung im Benehmen mit der Hochschule. Im Zugammenhang
mit der Studienreform sollte die bisherige Semestercinteilung ab-
gelist und durch ein Studienjahr ersetzt werden. Iien Hochschul- -
lehrern ist in regelmiélligen Abstinden notwendiger Forschungs- o
urlaub zu gewihren. |

20. Finanzierunyg

Die Parlamenie iragen die Verantwortung fiir die finanzlelle Aus-
stattung der Hochischulen.,

Der Haushalt der Hochschule muf flexibler gestaltet werden, um
die Eigenverantwurthchkat der Hochschule zu starken und ihr
Anrcize zur rationellen Mittelverwendung zu geben, Die verfiig-
baren Haushaltsmiitel sollen den sachlichen Bediirfnissen der Hoch- -
schule entsprechend verteilt werden. Diesem Gesichtspunkt ist auch
bei Berufungsverhandiungen Hechnung zut tragen. Auf Grund der
zur Verfiijgung stehenden Mitfel haben die Hochschulen entspre-
chende Prioritifen zu seizen.

ir

L 0y




	Vorwort
	Die Berufsausbildung
	Die Ausbildungsförderung
	Die Erwachsenenbildung
	Entschließung der Parteitage zur Bildungspolitik

